
Die  Ampel  ist  aus.  Was  muss
jetzt von Links kommen?
von Dilara Lorin, November 2024

Am  Abend  des  6.  November  2024  wird  Christian  Linder  Deutschlands
bekanntester  Arbeitsloser.  Für  Olaf  Scholz  sei  dessen  Rauswurf  als
Finanzminister notwendig, um Schaden von Deutschland abzuwenden und
das Land nicht in Chaos versinken zu lassen. Dabei kommt dieser Schritt für
viele  unerwartet,  andere  sind  erfreut  und  wieder  andere  erhoffen  sich
dadurch einen Aufschwung der eigenen Politik. International gesehen wird
Deutschlands Handlungsfähigkeit dadurch vermehrt in Frage gestellt, was
vor  allem die  EU verunsichert.  Am Donnerstag  danach,  haben  viele  EU
Abgeordnete Deutschland zur schnellen „Einigung“ aufgerufen. Vor allem
nach dem Wahlsieg Trumps schnürt sich die US-Schlinge um die EU immer
weiter zu.

Warum ist sie zerbrochen?
Dass sich die Ampelparteien seit ihrer ersten Zusammenkunft nicht einig
sind,  ist  nichts  neues.  Die  Chronologie  der  Streitigkeiten  ist  lang:
Heizungsgesetz,  Investitionsfonds,  Kindergrundsicherung,  Bürgergeld  und
schließlich die Frage des Haushalts. Vor allem in der letzten Zeit wurden die
Differenzen  immer  öfter  auch  öffentlich  ausgetragen:  So  veröffentlicht
Lindner  an  den Kolleg:innen vorbei  ein  18-seitiges  Papier  für  eine  ganz
andere Wirtschaftspolitik,  als  der  Koalitionsvertrag vorsieht.  Scholz  nutzt
seine Rede als Wahlkampfauftakt und nennt 4 Punkte, damit das Land nicht
in Chaos versinke: 1. Deckelung der Netzentgelte für „unsere“ Unternehmen;
2. Sicherung der Arbeitsplätze in der Automobilindustrie und bei Zulieferern;
3.  Investitionsprämien  sowie  steuerliche  Abschreibemöglichkeiten  für
Unternehmen; 4. Unterstützung der Ukraine unabhängig von den USA. Alle 4
Punkte haben eins gemeinsam: keine sozialen Forderungen oder Ansätze, wie
der  Arbeiter:innenklassen  in  der  aktuellen  Wirtschaftskrisen  geholfen
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werden kann, sondern nur staatliche Subventionen und Möglichkeiten wie
Unternehmen gerettet werden können. Vergleicht man dann die Reden von
SPD, Grünen und FDP von den letzten Tagen wird sehr schnell deutlich, wo
die Unterschiede liegen: Wie stehen sie zur Schuldenbremse?
Diese müsse aufgehoben werden, um durch Erhöhung der Staatsschulden die
Mittel  für  mehr  Wirtschaftsförderung,  weitere  Aufrüstung  und
Waffenlieferungen bereitstellen zu können und gleichzeitig auch über Mittel
für  die  soziale  Abfederung  der  Rezession  und  der  massiven
Umstrukturierung der Unternehmen zu verfügen. Die Krise der bürgerlichen
Parteienlandschaft  wird  durch  das  Ampel-Aus  unmissverständlich
offengelegt. Dabei dreht es sich, angesichts der schlechten wirtschaftlichen
Situation in Deutschland vor allem darum, wer die Kosten zahlen soll und
wofür Schulden überhaupt aufgenommen werden sollen.
Dass  die  Ampel  selbst  Opfer  der  Zeitenwende  geworden  ist,  hätte  sich
wahrscheinlich Olaf Scholz auch nicht gedacht, als er das Wort etablierte.
Aber zwischen Kriegen und Krisen, der Inflation und Rezession lässt sich
selbst  Spuren  von  sozialer  Politik  schwer  umsetzen.  Vor  allem  die
wirtschaftliche  Entwicklung  seit  der  Finanzkrise  2007/2008  macht  die
Verteilungskrise sowie die Abgründe des kapitalistischen Systems deutlich.
Zusätzlich dazu verschärften die Corona Pandemie sowie der Ukraine Krieg
die Lage des deutschen Imperialismus, welches in Folge der Blockbildung
sich  immer  mehr  dem  US-Imperialismus  unterordnet.  Dies  sowie  der
internationale  Rechtsruck  verschärft  auch  die  Fraktionierung  der
Bourgeoisie.  Mit  dem  Wahlsieg  Trumps  steht  auch  die  transatlantische
Ausrichtung der BRD und EU in Frage. Dadurch steht das deutsche Kapital
letztendlich vor unauflösbaren Aufgaben: Auf der einen Seite gibt es Ansätze
als  Juniorpartner  der  USA,  auf  der  anderen  Seite  ist  das  Manövrieren
zwischen  USA  und  China  nicht  mehr  gangbar,  was  eine  Klärung  der
außenpolitischen  Ausrichtung  unabdingbar  macht.  Diese  Uneinigkeit  der
deutschen  Bourgeoisie  durchzog  als  Konflikt  auch  die  Ampelregierung.
Schlussendlich wird die kommende Zeit vom Überlebenskampf des deutschen
Kapitals geprägt sein, in der 2. Reihe des Imperialismus zu bleiben.



Was wird jetzt passieren?
Nach  tagelangem  Ringen  konnte  man  sich  nun  zumindest  auf  einen
Wahltermin Ende Februar einigen. Die neuesten Umfragen ergeben, dass
allen voran die CDU/CSU gut dastehen, sodass alle Merz schon als sicheren
nächsten  Kanzler  handeln.  Die  Union  bereite  sich  schon  seit  mehreren
Wochen auf vorgezogene Wahlen vor. Und die ersten Unternehmerverbände,
wie  der  Außenhandelsverband  BGA  oder  der  Verband  der  Chemischen
Industrie, stimmten sogleich in Merz’ Forderung nach schnellen Neuwahlen
ein. Nicht fehlen im Chor darf natürlich Wagenknecht: Schließlich stellt sich
in  Brandenburg  sowie  Sachsen  die  Regierungsfrage  für  das  BSW  und
Koalitionsverhandlungen  lassen  sich  wesentlich  besser  führen,  wenn  die
Kraft im Bundestag auch stärker vertreten ist. Massiv, wenn nicht sogar am
meisten  profitieren  wird  die  AfD.  Am  schlechtesten  ist  die  Linkspartei
aufgestellt, bei der die Organisationsstrukturen aktuell am meisten am Boden
liegt:  Abspaltung des BSW, viele hochrangige Austritte,  gleichzeitig auch
viele Eintritte an der Basis. Vielleicht hätte sie sich bis zur Bundestagswahl
im September sich noch aufrappeln können, aber vorgezogene Neuwahlen
machen an der Stelle ein vorzeitiges Aus für sie nur noch schwer abwendbar.
Antworten auf die Wirtschafskrise oder die Kriege? Dafür muss man tief
rumwühlen: Jan von Aken Auftritt in der Ukraine hat mehr Fragezeichen als
Klarheit geschaffen und Heidi Reichinnek verliert lieber kein Wort bezüglich
des Genozids an der Palästinenser:innen. Ob noch die gestartete Offensive
auf  Social  Media  und  die  Dynamik  um  Studis  gegen  Rechts  und  den
Haustürwahlkämpfen die Rettung bringt,  wird sich zeigen. Die 9 Monate
weniger Zeit sind für sie aber, wie für viele andere kleinen Parteien, definitiv
eine Katastrophe.

Wie  müssen  wir  auf  das  Ampel-Aus
antworten?
Eins  ist  sicher:  Die  aktuellen  Krisen  in  Deutschland  erfordern  klare
Antworten.  Weder  die  Wirtschaftskrise,  die  Inflation  noch  die  daraus
resultierenden Massenentlassungen lassen sich durch Bitten oder Appelle



lösen. Bei der nächsten Wahl und Regierungsbildung in Deutschland wird
sich entscheiden, welche der Kapitalfraktionen gewinnen wird. Dabei ist klar:
Die Soziale- sowie Bildungskrise werden sich massiv verschärfen, ob mit oder
ohne  Abfederungspolitik  seitens  der  SPD  und  Grünen.  Eine  verstärkte
Militarisierung wird uns erwarten, in welchen nicht nur Milliarden Gelder in
die  Bundeswehr  gesteckt  werden,  sondern  diese  immer  mehr  Richtung
Wehrpflicht rückt. Das ist auch die Antwort des deutschen Imperialismus die
ökonomische Schwäche durch militärische Stärke auszugleichen.

Deswegen dürfen wir nicht passiv warten bis eine neue Regierung gewählt
wird, sondern müssen aktiv gegen Krieg und Krise kämpfen! Wir zahlen diese
nicht, Schluss mit Sozialpartner:inneschaft, gegen Massenentlassungen und
Schuldenbremse!  Um diese  Angriffe  erfolgreich  abzuwehren,  braucht  es
einen  Bruch  vor  allem  der  Gewerkschaften  mit  der  Politik  der
Klassenkollaboration. Wir brauchen eine Aktionskonferenz gegen die Krise,
bei der die Linke in Deutschland diskutiert, mit welchen Forderungen sie
einen Ausweg aus der aktuellen Misere aufzeigen kann. Und wir brauchen
eine  Diskussion  darüber,  welche  Art  Partei,  welches  Programm,  welche
Politik wir gegen Rechtsruck und Krise brauchen. Der Zusammenbruch der
Ampel, der Niedergang der SPD und der Linkspartei verdeutlichen, dass wir
nicht  nur organisierten Massenwiderstand aufbauen müssen.  Wir  müssen
zugleich für eine revolutionäre Alternative zum Reformismus, für den Aufbau
eine revolutionären Arbeiter:innenpartei kämpfen.

Und  wie  sollten  wir  zur  Wahl  selbst
stehen?
In Zeiten, in denen die revolutionäre Linke schwach ist und es noch keine
revolutionäre Partei gibt, müssen wir taktisch zur Wahl stehen. Die kritische
Wahlunterstützung  ist  dabei  ein  Konzept,  welches  dem  „Wählen  des
kleineren Übels“  entgegengestellt  ist.  Während es bei  zweiterem um die
Hoffnung geht, den Rechtsruck damit zumindest etwas zu verlangsamen und
seine allerschlimmsten Auswüchse abzuwehren, während man eigentlich den
Status Quo verteidigt, verfolgt die kritische Wahlunterstützung einen Ansatz,



der eine revolutionäre Perspektive aus der Schwäche öffnen soll. Es geht
dabei darum, Parteien zu wählen, welche noch eine Verankerung innerhalb
der  Avantgarde  der  Arbeiter:innenklasse  besitzen,  aber  mit  einem
reformistischen  Programm,  so  wie  eben  die  Linkspartei.  Es  geht  dabei
darum, sie in der Wahl kritisch zu begleiten, sie unter Druck zu setzen, aber
es kann auch eine Linke insgesamt und den linken Flügel innerhalb dieser
Partei  stärken.  Letztendlich  sagen  wir:  Wir  unterstützten  die  richtigen
Forderungen der Linkspartei nach höheren Löhnen und offenen Grenzen,
werden aber als Kommunist:innnen im gemeinsamen Kampf aufzeigen, dass
diese  nicht  auf  parlamentarischen  Wege  und  nur  eingebettet  in  ein
revolutionäres  Programm  durchgesetzt  werden  kann.  Die  Basis  und
Wähler:innen dieser reformistischen Parteien müssen wir dazu auffordern,
ihre Führung auf die Probe zu stellen und von ihnen einen tatsächlichen
Kampf für ihre Forderungen einzufordern. An seinen Versprechen muss der
Reformismus zerbrechen und wenn die revolutionäre Linke selbstbewusst
und  überzeugend  vorgeht,  kann  das  die  Chance  zu  einer  massenhaften
Gewinnung für den Prozess zu einer revolutionären Partei sein!

Denn  uns  sollte  klar  sein:  Letztendlich  ist  der  Kapitalismus  die
Grundlage von Krisen, Kriegen, Ausbeutung und Unterdrückung und
lässt sich weder wegreformieren noch abwählen.

Wie  Christian  Lindner  uns
Jugendliche in die Armut stürzt
von Clay Ikarus, September 2023

Heute ist Weltkindertag, doch die Zukunft von Kindern und Jugendlichen
wird von den massiven Krisen bedroht. Unsere Lebensgrundlage wird durch
die systemgemachte Umweltkrise zerstört, die Bildungskrise erhöht immer
mehr den Druck auf  uns,  wir  haben schlechte  Aussichten auf  einen gut
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bezahlten Job und viele von uns sind von Gewalt zuhause oder in der Schule
betroffen. Viele leben in Armut, sind auf der Flucht, haben psychische und
physische  Krankheiten,  einige  werden  von  der  Gesellschaft  in  den  Tod
getrieben. All das ist nichts neues und selbst die bürgerliche Presse berichtet
mittlerweile ständig darüber, da es sich aber immer mehr zuspitzt. Die Ampel
hat  große  Versprechungen  gemacht,  dass  sie  sich  für  die  Kinder  und
Jugendlichen einsetzen will. Aber das Gegenteil ist der Fall!

Kürzen, Kürzen, Kürzen
Christian Lindner, Vorsitzender der FDP und stets bemühter Liebling der
Jugendlichen, bestimmt derzeit über den Bundeshaushalt. Im Juli 2023 stellte
er  den  Bundeshaushaltsplan  für  2024  vor  und  kündigte  massive
Sparmaßnahmen an. Für Kinder- und Jugendhilfe, im Kinder- und Jugendplan
sowie in Freiwilligendiensten sieht er massive Kürzungen vor.

44,6 Mio. Euro sollen gekürzt werden. Doch bereits jetzt werden weniger
Gelder ausgegeben als noch vor der Krise, Pandemie und Krieg. Und diese
haben vorher schon zu einer Unterfinanzierung der Jugendhilfe geführt. Es
werden gerade mal 195 Mio. Euro eingeplant. Wer jemals auf die Jugendhilfe
angewiesen war, weiß, wie dramatisch die Situation dort ist: Es gibt kaum
Einrichtungen,  der  Personalmangel  ist  immens  und  Gelder  für
Freizeitaktivitäten war vorher schon knapp. Aber hey! Wenigstens wurde
2021 das Kindergeld um 15 Euro erhöht.

Darauf ist Herr Lindner auch sehr stolz, wenn er uns erklärt, dass jetzt auch
wieder gespart werden kann. Das verkauft er sogar als große Wohltat für die
zukünftigen Generationen, weil die Schulden dann geringer seien, aber die
Wahrheit ist, dass das nur ein Vorwand ist, um ständig weiter den Sozialstaat
abzubauen und gerade bei allem, was notwendig ist, kürzen zu können. Das
scheue Reh Kapital darf schließlich nicht mit Steuererhöhungen verschreckt
werden,  sodass  die  Lasten  immer  weiter  nach  unten  verlagert  werden,
nämlich zu jenen, die ohne gerade massiv unter Druck stehen.

So sollen auch bei den Jugendmigrationsdiensten auch 30 Mio. Euro gespart
werden.  Dadurch  werden  migrantische  Jugendliche  nochmal  mehr



abgehängt. Auch die Streichung des Garantiefond Hochschule (Beratung von
studierwilligen  migrantischen  Jugendlichen)  sorgt  dafür,  dass  rassistisch
unterdrückte  Menschen  weniger  Chancen  auf  einen  besseren  Abschluss
haben und damit die Ungerechtigkeiten in der Bildung noch größer werden.

Dazu  sollen  immer  mehr  Jugendclubs  geschlossen  werden.  Orte  für
Jugendliche  zum  Ausprobieren  und  Leben  gibt  es  kaum  noch.
Freizeitangebote  werden  immer  teurer,  während  unsere  Eltern  immer
weniger verdienen und wir, wenn wir Arbeit finden, nicht mal Recht auf den
Mindestlohn haben.

In den Schulen und der Bildung herrscht das absolute Chaos, aber auch da
wird massiv gekürzt. Statt den Personalmangel anzugehen, sollen die Klassen
noch  größer  werden  und  eine  Lehrkraft  mehrere  Klassen  gleichzeitig
unterrichten. Die Gebäude sind marode und gefährden unsere Gesundheit.
Zudem findet auf Kosten von Kindern und Jugendlichen eine zunehmende
Privatisierung  in  Bereichen  unseres  Lebens  statt.  Wer  mit  Kindern  und
Jugendlichen Profite machen möchte,  hat  kein Interesse an einem Guten
Leben für diese!

Widerstand aufbauen!
Gerade  wenn  wir  uns  anschauen,  dass  mal  eben  100  Milliarden  für
Aufrüstung  ausgegeben  werden  konnten,  7  Milliarden  zur  Rettung  der
Lufthansa und vieles mehr, ist klar: Die Regierung hat kein Interesse daran,
dass  wir  als  Kinder  und  Jugendliche  ein  sicheres  Zuhause,  eine
bedarfsorientierte Bildung und lebenswürdige Zukunft  haben.  Für unsere
Interessen  müssen  wir  selbst  kämpfen  und  dürfen  uns  nicht  auf  die
Regierung  oder  das  kapitalistische  System  verlassen.  Der  Kapitalismus
braucht viele billige Arbeitskräfte, gerade in Krisenzeiten, daher ist es gut,
wenn wir so schnell wie möglich den Bildungsweg durchrasen und dann auf
den  Arbeitsmarkt  kommen.  Wenn  wir  nicht  zum  Kanonenfutter  der
herrschenden Klasse werden wollen, wenn wir verhindern wollen, dass die
Krise  auf  unserem Rücken  abgewälzt  wird,  müssen  wir  uns  gemeinsam
organisieren  an  den  Schulen  und  Unis.  Es  braucht  auch  für  uns  eine
demokratisch  organisierte  Gewerkschaft,  um  für  unsere  Interessen  zu



kämpfen.

Treten  wir  gemeinsam  ein  für  unsere
Forderungen!

Für massive Investitionen in unsere Bildung! Für kleinere Klassen
und  eine  gemeinsame  Schule  für  alle  ohne  Diskriminierung,
Entmündigung  und  Druck!
Für  selbstverwaltete  Freiräume  und  Jugendzentren!  Kostenloser
Zugang zu Freizeitangeboten!
Für den Ausbau der Einrichtungen der Jugendhilfe! Für ein Ende der
ökonomischen Abhängigkeit!

Schwarze  Zeiten?  Die  Berliner
Wahlen und ihr Ausgang
Wilhelm Schulz/Martin Suchanek, Februar 2023,  zuerst erschienen in der
Infomail der Gruppe Arbeiter:innenmacht

Die CDU geht als klare Siegerin aus der Berliner Abgeordnetenhauswahl vom
12. Februar hervor. Erstmals seit 1999 wurde sie zur stärksten Partei in der
Stadt und konnte ihren Stimmenanteil deutlich auf 28,2 % steigern, was ein
Plus vom 10,2 % gegenüber 2021 bzw. von 10,6 % verglichen mit  2016
bedeutet.  Die  einzige  andere  Partei,  die  einen  leichten  Stimmengewinn
verbuchen kann, ist die AfD mit 9,1 % und einer Steigerung um 1,1 % zu
2021.

Die  Regierungskoalition  aus  SPD,  Grünen  und  Linken  hat  geschlossen
verloren und kommt auf 49 %, ein Verlust um 5,4 % zu 2021 (SPD bei 18,4 %
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und -3 %, Grüne ebenfalls bei 18,4 % und -0,5 %, LINKE bei 12,2 % und
-1,9 % zu 2021). Die FDP fällt unter die undemokratische 5 %-Hürde, verliert
2,5 % und kommt nur noch auf 4,6 %. Sie muss somit das Abgeordnetenhaus
verlassen – also wenigstens eine erfreuliche Nachricht.

Der Wahlgewinn der Union war zwar im Vorfeld abzusehen, ist aber dennoch
deutlicher als von vielen erwartet. Vor allem aus zwei Parteien erhielt sie
dabei Stimmengewinne: 60.000 von der SPD und 37.000 von der FDP. Auch
interessant sind die Zahlen von jeweils 21.000 Stimmenwanderungen von
den sog. Kleinstparteien und Nichtwähler_Innen. Daneben gewann sie 17.000
Stimmen von den Grünen, 12.000 von der AfD und 11.000 von der LINKEN.
Bei den Erststimmen konnte die Union ihre gewonnenen Wahlkreise mehr als
verdoppeln. Sie gewann 48 von 78, 2021 waren es 21. Die SPD stürzte von 25
auf  4  Wahlkreise  ab.  Daneben:  Die  Stimmendifferenz zwischen SPD und
Grünen  beläuft  sich  anscheinend  auf  105,  weshalb  eine  Neuauszählung
wahrscheinlich ist.

Der  Erfolg  der  CDU ist  darauf  zurückzuführen,  dass  sie  gleich  mehrere
Stimmungen  auf  sich  fokussieren  konnte.  Außerdem  hat  er  auch  sehr
wichtige  bundesweite  Implikationen  bzw.  setzt  Trends  fort.  Vergleichbar
sieht es um die FDP aus, wenn auch unter umgekehrtem Vorzeichen. Die
Wahlniederlage reiht sich in den Trend der vergangenen Landtagswahlen
ein.  Die  Union  konnte  sich  gegen  die  rot-grün-rote  Landeskoalition  als
Alternative präsentieren und den Unmut gegen den Senat kanalisieren.

Der Löwenanteil der Berliner_Innen ist jedoch nicht zur Wahl gegangen oder
durfte es nicht. Die Wahlbeteiligung lag bei 63 %. Gegenüber 2021 ist das ein
massiver Rückgang. Damals lag die Beteiligung aber mit 75,4 % überaus
hoch, weil sie gemeinsam mit der Bundestagswahl durchgeführt wurde. Die
63 % entsprechen hingegen dem Durchschnitt der letzten 20 Jahre. Knapp
22 % der Bevölkerung hat überhaupt kein Wahlrecht, weitere 13 % haben
das Wahlalter noch nicht erreicht. Am Dienstag, dem 14.2, tauchten auch in
Lichtenberg  noch  mehr  als  400  Briefwahlumschläge  auf.  Das  endgültige
amtliche Wahlergebnis ist nicht vor dem 17. Februar zu erwarten.



Ein Schritt nach rechts
Das „Es kann kein Weiter so geben“, das aus allen Fanfaren der Parteien
klingt, drückt die Stimmung der Wahl aus. Mit der CDU und den Grünen
haben sich zwei bürgerliche Parteien in Berlin weiter etablieren bzw. ein
sehr gutes Ergebnis von 2021 weitgehend stabilisieren können, während die
bürgerlichen Arbeiter_Innenparteien SPD und LINKE weiter an Stimmen und
Prozenten verlieren.

Auch wenn die Wahl von keinem großen Rechtsruck begleitet  wurde,  so
stabilisiert sie die Rechtsentwicklung im Abgeordnetenhaus. In diesem Licht
muss das „Es kann kein Weiter so geben“ gewertet werden, egal ob es eine
Fortsetzung von RGR, Schwarz-Rot oder Schwarz-Grün wird.

Diese Verschiebung zeigt  sich auch in  den Wahlkampfthemen.  So haben
CDU, AfD und FDP einen thematisch vergleichbaren Wahlkampf geführt,
wenn auch im Ton verschieden. Sie haben das Berliner Verwaltungsversagen
auch über die gescheiterte Wahl von 2021 hinaus ins Zentrum gestellt und
andererseits den Ruf nach Recht und Ordnung im Lichte der rassistischen
Diffamierungen rund um die Silvesternacht oder um das „Chaos“ in den
„linken“  Stadtteilen  erklingen  lassen.  Alles  klassisch  rechte  oder
rechtspopulistische  Themen.

Die Senatsparteien hatten dem im Grunde nichts entgegenzusetzen. Die SPD
versuchte sich sogar, wenn auch ohne großen Erfolg, selbst als Law-and-
Order-Partei mit Augenmaß zu inszenieren. In jedem Fall können wir davon
ausgehen, dass der nächste Senat – egal wie er zusammengesetzt sein wird –
die Polizei, deren Mittel und Befugnisse unter dem Vorwand der Bekämpfung
von „Clankriminalität“ und „linken Chaot_Innen“ massiv stärken wird. Wir
können annehmen, dass die ohnedies oft  eher symbolischen und letztlich
zweitrangigen Reformen unter RGR faktisch kassiert werden sollen.

Daneben stand Mobilität im Zentrum, wobei die drei Parteien sich für die
Aufrechterhaltung Berlins als Autostadt mitsamt der Fortsetzung des Baus
der  A100  ausgesprochen  haben.  Insgesamt  wurde  die  Koalition  als
handlungsunfähig  beschrieben und das  trotz  einer  LINKEN,  die  bei  den



Koalitionsverhandlungen  ihre  Beteiligung  an  der  Regierung  über  ihr
Programm  stellte.

Im Jahr 2021 war die Wohnungsfrage noch das zentrale Thema der Wahl. Das
aktuelle Ergebnis könnte vermutlich der letzte parlamentarische Todesstoß
für  den Volksentscheid  von „Deutsche Wohnen und Co.  enteignen“ sein,
solange  dessen  strategische  Orientierung  weiterhin  auf  parlamentarische
Mehrheiten ausgerichtet ist statt des Aufbaus einer klassenkämpferischen
Mieter_Innenbewegung  in  den  Häusern,  auf  den  Straßen  und  in  den
Betrieben.  Inwiefern  die  möglichen  Handlungsempfehlungen  der
Verschleppungskommission  (offiziell:  Expert_Innenkommission)  noch  im
Senat Zustimmung finden werden, steht in selbigem fragwürdigen Licht. Und
das  obwohl  Kai  Wegner  (CDU-Spitzenkandidat)  deutlich  als  Feind  der
Mieter_Innen hätte demaskiert werden können. Er war damals im Bundestag
einer von denen, die gegen den Berliner Mietendeckel geklagt haben. Die
Berliner CDU wurde in den vergangenen Jahren massiv durch Parteispenden
von der Immobilienlobby unterstützt.

Doch, wie es in der Presse so oft heißt, bleibt unklar, ob Wegner nicht ein
„König ohne Land“ bleibt, also keine_n Koalitionspartner_In finden könnte,
da sowohl SPD als auch Grüne sich für die Fortsetzung von Rot-Grün-Rot
ausgesprochen haben. Außerdem fürchten diese zu Recht,  dass sie unter
CDU-Führung zum Anhängsel der Konservativen würden.

Die Sondierungsgespräche, die SPD und Grüne nun mit der Union führen
werden, könnten beide zur Durchsetzung ihrer Ziele in einer Drei-Parteien-
Koalition verwendet werden. Eine schwarz-grüne Koalition scheint zwar am
unwahrscheinlichsten, wenn man sich die konträren Wahlkampfthemen und
die beidseitige Rhetorik anschaut, hätte aber eine starke Wirkung auf die
Bundespolitik und könnte ein etwaiges Scheitern der Ampel vorbereiten, in
der sich die Grünen und nicht die FDP als verlässlichere Partner_Innen für
eine etwaige CDU-geführte Regierung präsentieren.

Und die LINKE?
Auch sie hat verloren. Einerseits zwei von sechs Direktmandaten, die jeweils



an die CDU verlorengingen. Generell hat die CDU bis auf zwei Wahlkreise
der  AfD  alle  Außenbezirke  gewonnen,  während  die  Innenstadt  grün  ist
(Zweitstimmen). Vergleichbar ist es auch bei der Altersstruktur. Die Grünen
sind  die  stärkste  Kraft  unter  35  Jahren  und die  CDU bei  den  über  45-
Jährigen. Die Lützerath-Räumung, die die Grünen mitverantworten, hat hier
also  keinen  signifikanten  Einfluss  auf  das  Wahlergebnis  genommen.  Die
LINKE sieht sich somit einer Verringerung ihres Einflusses gegenüber. Auch
wenn  sie  in  allen  Bezirken  verloren  hat,  lässt  sich  ein  deutlicherer
Stimmrückgang  in  ihren  alten  Ostberliner  Stimmbezirken  verbuchen,
während sie sich im Stadtzentrum relativ gefestigt hat. Am deutlichsten zeigt
sich dies im sonst so roten Köpenick, das nun tiefschwarz überzogen ist. Im
Verhältnis zum Bundestrend bleibt Berlin jedoch eine Hochburg der LINKEN.
Dass  die  verschiedenen  brennenden  sozialen  Fragen  wenig  im  Zentrum
standen und die LINKE dies nicht auffangen konnte, wird deutlich, wenn wir
sehen,  dass  die  Partei  seit  2001  an  der  Landesregierung  ist,  mit  einer
Ausnahme von 2011 bis 2016.

Katja  Kipping  warb  bereits  wenige  Minuten  nach  den  ersten  amtlichen
Hochrechnungen  für  eine  Fortführung  von  Rot-Grün-Rot  und  war  damit
vermutlich die erste öffentliche Fürsprecherin. Es bleibt abzuschätzen, wie
stark  das  Lager  gegen  die  Regierungsbeteiligung  sein  wird.  Angesichts
dessen, dass beispielsweise die oppositionelleren Bezirke wie Neukölln und
Mitte  verhältnismäßig  gute  Ergebnisse  erzielten,  sind  die  Möglichkeiten
dafür  verbessert,  wie  die  Basis  für  die  Nebelkerze  des  „rebellischen
Regierens“ sichtbar geschwächt ist. Andererseits konnte dieses Doppelspiel,
einerseits Teil der Regierung zu sein, sich andererseits auf die Seite des
Sozialprotests  zu stellen,  in  keiner gesteigerten Unterstützung münden –
zwei Wege, die sich offensichtlich entgegenstehen.

Nach  der  Abgeordnetenhauswahl  im  Jahr  2021  war  das  größte
Schreckgespenst  in  den  Reihen  der  LINKEN  die  Möglichkeit  einer
Ampelkoalition auf Berliner Ebene. Mit diesem Argument wurden weite Teile
des Programms in den Koalitionsverhandlungen aufgegeben. Es droht, dass
mit selbigem erneut in Koalitionsverhandlungen eingestiegen werden soll.

Natürlich wäre es leichfertig, ja albern zu sagen, dass eine CDU-geführte



Regierung überhaupt keinen Unterschied für die Bevölkerung ausmachen
würde. Zweifellos würden Wegner und Co. eine solche Situation nutzen, um
ihr Law-and-Order-Programm durchzuziehen, wenn auch vielleicht mit etwas
grüner oder sozialer Tünche für eine jeweilige Koalitionspartnerin.

Doch das würde nur einen weiteren Zerfallsprozess befördern. DIE LINKE
würde sich an einer solchen Regierung ebenso wie die Restbestände des
linken  SPD-Flügels  einfach  selbst  überflüssig  machen  und  eine  CDU-
Regierungsübernahme  bloß  hinauszögern.

Zudem zeigt die Erfahrung mit dem RGR-Senat (wie vordem mit den rot-
roten  Senaten),  dass  diese  selbst  zur  Verschleppung  und  Sabotage
demokratischer  Entscheidungen  wie  der  Enteignung  der  großen
Immobilienhaie bereit sind. Nachdem DIE LINKE den Volksentscheid schon
in der letzten Koalition nicht durchsetzen konnte, ist natürlich kindisch zu
denken,  dass  eine  geschwächte  Partei  und  ein  geschwächter  Senat
ausgerechnet  jetzt  die  Konfrontation  mit  dem  Kapital  suchen  werden.

Daher müssen aber auch die Gegner_Innen eine Regierungsbeteiligung in
der  LINKEN  jetzt  aufstehen.  Schließlich  haben  sie  sich  in  der  letzten
Legislaturperiode auch nicht mit Ruhm  bekleckert, sondern nur so getan, als
hätten sie mit dem Senat nichts zu tun – und haben doch umgekehrt „ihrer“
Partei keine Steine beim Regieren in den Weg gelegt.

Gerade  die  linken  Bezirke  wie  Neukölln  und  Mitte  sowie  alle  anderen
Gegner_Innen einer weiteren Regierungsbeteiligung müssen sich jetzt offen
gegen  die  Regierungssozialist_Innen,  gegen  die  Giffey-Freund_Innen  um
Schubert, Lederer und Kipping formieren. Ein erster Ausgangspunkt dessen
könnte eine Einberufung einer öffentlichen Konferenz des linken Flügels der
Partei sein. Bereits als Folge der letzten Sondierungen gab es erste Ansätze
zum Aufbau einer solchen Opposition, jedoch verpuffte die Organisierung
dieser Ansammlung von Parteimitgliedern, sobald die Abstimmung für die
Beteiligung an der Koalition innerhalb der LINKEN vorüberging.

Die Linken in der LINKEN stehen vor der Aufgabe, den Widerstand gegen die
Fortsetzung von Rot-Grün-Rot zu organisieren und um die Ausrichtung der



Partei zu kämpfen. Angesichts ihrer bundesweiten Krise dürfen sie dabei vor
einem organisierten Kampf nicht weiter zurückschrecken – und das heißt
auch nicht vor einem kommenden, im Grunde unvermeidlichen organisierten
Bruch mit ihr.

Bundestagswahl 2021 – Nach der
Wahl ist vor dem Kampf
Von Jaqueline Katherina Singh

Die  Spannung eines  Thrillers  konnte  der  deutsche  Wahlkampf  sicherlich
nicht  mit  sich  bringen,  insbesondere,  wenn  man  sich  das  Kopf-an-Kopf-
Rennen der Stimmenauszählung in den USA in Erinnerung ruft. Dennoch,
hätte man vor 6 Monaten gesagt, dass die SPD mit dem eher unscheinbaren
Olaf Scholz das Rennen macht, so hätten viele gelacht. Und viele, sicherlich
nicht nur Anhänger_Innen der Union, fragen sich: Wie konnte das passieren?
Dies wollen wir im Folgenden näher erläutern und gleichzeitig betrachten,
was die Wahlergebnisse für die Arbeiter_Innenklasse bedeuten. Der Artikel
ist auf dem Stand vom 28. September, aber die Grundaussagen sicherlich
unverändert relevant!

Weltlage und 16 Jahre Merkel

Die aktuelle Wahl lässt sich nicht verstehen, wenn wir nicht einen kurzen
Blick in die Vergangenheit werfen. Denn in den 16 Jahren, in denen Angela
Merkel das Land regiert hat, hat sich viel verändert. Wenn die bürgerlichen
Medien ihre Regierungszeit Revue passieren lassen, dann fällt vor allem ein
Wort häufig: Stabilität. Das kommt nicht von ungefähr. Nach der Finanzkrise
07/08 und der darauffolgenden tiefen Rezession konnte sich der deutsche
Imperialismus relativ schnell erholen.

https://onesolutionrevolution.de/bundestagswahl-2021-nach-der-wahl-ist-vor-dem-kampf/
https://onesolutionrevolution.de/bundestagswahl-2021-nach-der-wahl-ist-vor-dem-kampf/


Verglichen  mit  anderen  Ländern  ging  es  schnell  bergauf  dank  der
Konkurrenzfähigkeit  des  Exportkapitals  und  Vorarbeit  durch  die  Agenda
2010. In der EU wurde an Griechenland ein Exempel statuiert,  das zum
sozialen Ausbluten der griechischen Bevölkerung führte. Merkel wurde so
verdientermaßen zum Hassobjekt in Südeuropa. Im Inneren setzte sie auf
Sozialpartner_Innenschaft und gemeinsame Regulierung der Krise mit den
Gewerkschaften, um die Exportindustrie rasch wieder flottzubekommen. So
konnte sie als erfolgreiche Krisenmanagerin und sich Kümmernde auftreten.
International war es zu diesem Zeitpunkt noch möglich, auf Gipfeln wie dem
G7 die Kosten der Krise gemeinsam zu verwalten.

Die Folgen der Krise machten sich in Deutschland erst später bemerkbar. In
jedem Fall stärkte die Niederlage der Arbeiter_Innenklasse in Griechenland
das deutsche Kapital – und die zentrifugalen Tendenzen in der EU. Doch die
EU-  und noch  viel  mehr  die  sog.  Flüchtlingskrise  verschärften  auch die
Gegensätze im bürgerlichen Lager. Mit dem Rechtsruck kam der Aufstieg der
rassistischen AfD, der auch den Grad der Zersplitterung des bürgerlichen
Lagers markierte. Die ach so stabile Große Koalition unter Merkel fing an zu
kriseln.

Verschärft  wurde  die  Situation  mit  der  Präsidentschaft  Trumps  und  der
Wende  zum  Unilateralismus  einerseits  und  dem  Aufstieg  Chinas  zur
zweitgrößten und -wichtigsten imperialistischen Macht. Der Kampf um die
Neuaufteilung  der  Welt  verschärfte  sich.  Die  EU  fiel  aufgrund  eigener
Widersprüche,  wie  sie  am deutlichsten  im  Brexit  zum Ausdruck  kamen,
zurück.  Sie  scheint  hilflos  zwischen  USA  und  China  zu  dümpeln.  Die
Coronapandemie warf sie noch weiter zurück und zeigte auf, wie weit sie
davon entfernt ist, den USA und China auf gleicher Augenhöhe zu begegnen.

So ist die Richtung des deutschen Imperialismus in den letzten 16 Jahren
immer unklarer geworden.  Die deutsche Bourgeoisie (und die EU selbst)
befinden sich in einer strategischen Krise, Hin und her gerissen zwischen der
Frage einer transatlantischen oder stärker eigenständigen imperialistischen
Ausrichtung,  zwischen  Konjunktur-  und  Investitionsprogrammen  zur
Neuaufstellung  des  deutschen  und  europäischen  Kapitals  einerseits  und
zwischen Neoliberalismus und Austeritätspolitik andererseits.



Merkels Lavieren zwischen unterschiedlichen Akteur_Innen ist mit Zunahme
der Krise und des Rechtsrucks, vor allem aber auch dem Aufstieg Chinas und
der Neuausrichtung der USA nicht nur schwieriger, sondern vor allem immer
aussichtsloser geworden.

Die Aufgabe einer neuen Regierung wäre vom Standpunkt des deutschen
Gesamtkapitals,  nicht  nur  dafür  zu  sorgen,  dass  die  Vormachtstellung
innerhalb der EU erhalten bleibt und kein weiterer Mitgliedsstaat aus der
Reihe tanzt. Es geht auch darum, die EU selbst zu einem Block zu formieren,
der im Kampf um die Neuordnung der Welt mitspielen kann. Dazu bedarf es
aber  eines  Plans  und  einer  Strategie,  wie  man  mit  dem  aufstrebenden
chinesischen Imperialismus und dem verbündeten Rivalen  USA umgehen
möchte.  Und  es  braucht  auch  eine  Lösung  der  Führungsfrage,  also  der
strategischen Ausrichtung innerhalb Deutschlands und der EU. Über eine
solche  verfügt  die  herrschende  Klasse  nicht  –  und  wird  ohne  innere
Friktionen und Kämpfe auch in der nächsten Periode, egal ob unter einer
Ampel  oder  Jamaika nur  schwer herzustellen sein.  Umgekehrt  wird  jede
Regierung von der herrschenden Klasse genau daran gemessen werden.

Zersplitterung des bürgerlichen Lagers

Die Zersplitterung des bürgerlichen Lagers und die Krise der CDU/CSU sind
Ausdruck dieser strategischen Paralyse und Unklarheit, die von Merkel noch
notdürftig überdeckt wurde.

Anfangs  dachte  man  innerhalb  der  Union  noch,  dass  selbst  Laschets
Schlaftablettenauftritte gegen Scholz Bestand hätten, nachdem man bei den
Grünen Baerbock das Fell über die Ohren gezogen hatte. Das allein hilft aber
nicht. Ein Ministerpräsident, der nicht den Eindruck erwecken kann, dass er
sich in seinem eigenen Bundesland gut um eine Flutkatastrophe kümmert, ist
als Kanzlerkandidat wenig vertrauenerweckend. Auch bei der Bekämpfung
der Coronapandemie konnte er wenig glänzen. Als Befürworter der schnellen
Öffnungen schoss  er  in  der  Ministerpräsidentensitzung gegen die  eigene
Regierung, wurde aber in seiner Autorität und Weisheit von der 2. Welle
überrollt.



Hinzu kommt, dass er die inneren Probleme der Union nach außen hin nicht
ausgleichen  konnte.  Schließlich  ist  er  nicht  allein  für  das  historisch
schlechteste  Ergebnis  der  Union  von  24,1  %  verantwortlich.  Der  Streit
innerhalb der Union fing schon früher an.

Merkel selbst wurde zum frühen Rückzug vom Parteivorsitz gezwungen, ihre
Wunschnachfolgerin  Kramp-Karrenbauer  demontiert.  Damit  war  der
Diadochenkampf eröffnet.  Merz,  Laschet und Spahn kandidierten für den
Parteivorsitz – und der Kandidat des Establishments, Laschet, gewann knapp.
Doch damit war die Unzufriedenheit, die sich zusammengebraut hatte, nicht
beseitigt.  Auch  nicht,  als  sich  Laschet  gegen Söder  in  der  Kanzlerfrage
durchsetzte.

Je länger der Wahlkampf dauerte, desto deutlicher wurde: Laschet hätte es
lassen  sollen.  Weder  Bevölkerung  noch  eigene  Partei  konnten  vom
Kandidaten  überzeugt  werden.

Wie  so  oft  in  der  Geschichte  wirkte  eine  Kette  von  zufälligen,
nebensächlichen Pannen als Katalysator, um eine sich längst vorbereitende
Krise offen hervortreten zu lassen, den Zersetzungsprozess der politischen
Hauptpartei der deutschen Bourgeoisie.

So kam es dazu, dass die SPD bei diesen Bundestagswahlen in Mecklenburg-
Vorpommern, Sachsen-Anhalt und Hessen an der CDU vorbeizog und über
1,5  Millionen  Stimmen  von  den  Unionsparteien  einsackte.  Diese
Wahlniederlage  wird  die  Risse  innerhalb  der  Union  weiter  vergrößern.
Nachdem sich am Wahlabend noch große Teile  des  Parteiestablishments
hinter Laschet gestellt  hatten, werden die Rücktrittsforderungen, der Ruf
nach Aufarbeitung der katastrophalen Niederlage und Neuausrichtung der
Partei  lauter.  Je  mehr  sich  diese  Gegensätze  zu  regelrechten
innerparteilichen Gräben vertiefen, desto schwerer wird es, dass CDU/CSU
eine Regierung mit Grünen und FDP zustande kriegen, selbst wenn es nicht
nur bei den Liberalen viele gibt, die für eine solche Koalition eintreten. Doch
eine solche Regierung wäre wahrscheinlich so instabil wie die Unionsfraktion
und Laschet traut wohl kaum jemand zu, die inneren Gegensätze wirklich
überbrücken zu können. Umgekehrt wäre eine solche schwarz-grün-gelbe



Regierung (Jamaika) nicht nur ein deutliches Signal für einen aggressiveren
Kurs zur ökonomischen Neuformierung der EU unter deutscher Führung,
sondern auch zu einem aggressiveren inneren,  wenn es darum geht,  die
Kosten  der  Pandemie  und  der  Wirtschaftskrise  auf  die  arbeitende
Bevölkerung  abzuwälzen.

FDP als eine Königsmacherin

Sonnig sieht’s hingegen bei den Liberalen aus. Die FDP hat mit 11,5% eines
ihrer historisch besten Ergebnisse eingefahren mit einem Imagewahlkampf,
bei dem nur noch das Gesicht von Christian Lindner auf der Freiheitsstatue
gefehlt hat. Profitieren konnte sie vom Schwächeln der Union und gewann
rund  1.320.000  Stimmen  von  dieser,  da  sie  während  der  Pandemie  als
„besonnene“  Ver t re tung  der  Coronskept iker_ Innen  und
„Freiheitskämpfer_Innen“ aus dem Kleinunternehmertum auftreten konnte.
Auch  unter  Nichtwähler_Innen  mobilisierte  sie  400.000  Stimmen.  Die
Hochburg der Zweitstimmen stellt dabei Baden-Württemberg dar. Unter den
Erstwähler_Innen wurde sie mit 400.000 Stimmen zweitstärkste Kraft, was
schon eine wichtige Frage für linke Jugendbewegungen aufwirft: Wie kann es
sein, dass eine Partei, die so sehr gegen die elementaren Interessen von den
allermeisten  Jugendlichen  steht,  so  viel  Zuspruch  bekommt?  Sicherlich
spricht sie richtige Probleme an wie der Freizeit-Lockdown wegen Corona,
Probleme  in  Bildung  und  Digitalisierung  und  durch  ein  starken  Online-
Auftritt weiß sie das zu verkaufen. Aber ihre angebotenen Lösungen stehen
im krassen Gegensatz zu unseren Interessen. Wir brauchen klare Antworten
auf den Einfluss der FDP auf uns Jugendliche!

Dass sich die FDP, die 2017 gerade mal so den Sprung in den Bundestag
schaffte,  erneut  aufgerappelt  hat,  stellt  eine  Kehrseite  der  Krise  der
Unionsparteien dar. Die FPD erscheint nicht nur der jungen Generation als
glaubwürdigere Vertreterin des freien Marktes und individueller bürgerlicher
Freiheit. Für die Regierungsbildung wird sie gemeinsam mit den Grünen eine
entscheidende  Rolle  spielen  als  Blockade  aller  weitergehenden  sozialen
Forderungen und jeder Umverteilung und auf weitere Deregulierung und
Angriffe auf die Lohnabhängigen drängen. Und mit ihr in der Regierung
können wir Klimaschutz weitgehend vergessen.



Die Grünen und das Klima

Es hätte so gut werden können für die Grünen. Obwohl sie ihr historisches
bestes Ergebnis einfuhren, erscheinen sie fast wie kleine Verlierer_Innen.
Während  sie  sich  Anfang  des  Jahres  im  Höhenflug  bei  30  % befanden,
landeten sie schließlich bei 14,8 %. Sicherlich, dass Annalena neben Armin
und Olaf so schlecht weggekommen ist, hat viel mit Sexismus zu tun. Als
entscheidende Erklärung für den Sturzflug ist das jedoch zu kurz gegriffen.

Der wohl wichtigste Grund,  warum die Grünen „nur“ drittstärkste Partei
wurden,  liegt  darin,  dass  sich  von  ihrem  Programm  wichtige  Teile  der
Bevölkerung nicht  ansprechen lassen.  Das zeigten auch die vergangenen
Landtagswahlen in Sachsen-Anhalt.  Die Erhöhung des Benzinpreises oder
eine CO2-Steuer für Individuen werden bei der Mehrheit der Bevölkerung
nicht dadurch ausgeglichen, dass es fürs trendige Lastenrad einen Zuschuss
geben soll. Mehr dazu in unserem Artikel zur Klimawahl!

Die  Abwälzung  der  Kosten  der  Klimakrise  auf  die  Einzelnen  macht  die
Grünen für einen Teil der Bevölkerung nicht besonders attraktiv. Es ist daher
kein Wunder, dass sie vor allem bei einkommensstärkeren Lohnabhängigen
und  Mittelschichten  punkten  konnten.  Trotzdem:  Rund  460.000
Neuwähler_Innen, 510.000 Nichtwähler_Innen konnten mobilisiert werden,
insgesamt rund eine Millionen Menschen wechselten von CDU und SPD zu
den Grünen. Hinzu kommt, dass mittlerweile auch sie einen Teil des Kapitals
(nicht nur aus dem Ökobereich) zu ihren Unterstützer_Innen zählen können.

So werden die  Grünen –  wie  die  FDP –  bei  der  Regierungsbildung eine
wichtige  Rolle  als  Königsmacher_Innen  spielen.  Während  die  Liberalen
grundsätzlich eine unionsgeführte Koalition vorziehen, sind die Grünen in
dieser Frage gespalten, ja neigen eher der SPD zu, die ebenfalls für einen
Green Deal in Europa und Deutschland eintritt. Der FDP würde dabei die
Rolle  zufallen,  dafür  zu  sorgen,  dass  er  die  Bourgeoisie  und  sog.
Leistungsträger_Innen  nichts  kostet.

Der rechte Rand

Bevor wir zur Wahlsiegerin SPD und zur Linkspartei kommen, noch kurz zum



rechten Rand des bürgerlichen Spektrums: Zum zweiten Mal zieht die AfD in
den Bundestag ein. Zwar hat diese an Stimmen verloren, sich insgesamt aber
konsolidieren  können.  Die  meisten  Stimmenverluste  machten  die
Nichtwähler_Innen (rund 810.000) aus. Dies war sicherlich innerparteilichen
Streitigkeiten geschuldet. Die weiteren größeren Verluste an SPD (260.000)
und FDP (210.000) dürften wohl darauf zurückzuführen sein, dass diesen
Wähler_Innen  die  Regierungsfrage  wichtiger  war  als  die  „Treue“  zum
Rechtspopulismus.

Dennoch: Die knappen 10,3 % für die Rechtspopulist_Innen zeugen wohl
kaum vom von den Konservativen beschworenen Linksruck. Vielmehr weisen
sie  darauf  hin,  dass  gerade  die  abgehängten  Schichten  der
Arbeiter_Innenklasse keine wirkliche Alternative  geboten bekommen.  Von
den Protesten der Coronaleugner_Innen konnte sie jedoch kaum profitieren.
Der Verlust der Linkspartei an die AfD ist zwar geringer ausgefallen als bei
den Landtagswahlen der letzten Jahre, mit 110.000 Stimmen aber auch nicht
unerheblich. So ist es auch nicht wenig überraschend, dass die Hochburg der
Partei  weiterhin  im  Osten  liegt.  In  Brandenburg  und  Mecklenburg-
Vorpommern ist sie nach der SPD in fast allen Wahlkreisen die zweitstärkste
Kraft und in Thüringen konnte sie gleich mehrere Direktmandate gewinnen,
in Sachsen fast alle.

Anders  als  2017  stimmten  die  meisten  AfD-Wähler_Innen  wegen  ihres
Programms, also aus Überzeugung für diese Partei – wegen ihres völkischen
Rassismus,  nicht  trotz  dessen.  Dies  bedeutet,  dass  sich  eine  radikale,
reaktionäre kleinbürgerliche Kraft konsolidiert, die bei einer Zuspitzung der
Klassenkämpfe und einem Auseinanderfallen der  EU als  Reserve für  das
deutsche Kapital und auch Regierungsbildungen zur Verfügung steht.

Totgeglaubte leben länger – die SPD

Wie oben bereits geschrieben: Kaum eine_r hätte vor einem Jahr geglaubt,
dass die SPD über die 20 %-Marke kommt, noch weniger, dass jemand mit
dem  Charisma  eines  Olaf  Scholz  den  Karren  aus  der  drohenden
Bedeutungslosigkeit ziehen kann. Das Image war ja schließlich schon mehr
als ramponiert.



Über 100 Jahre Klassenverrat fallen bei dem aktuellen Bewusstseinsstand
leider nicht so ins Gewicht, wie man es sich wünschen würde. Vielmehr sind
es die Streitigkeiten von Esken & Co. sowie die Zugeständnisse innerhalb der
Großen  Koalition  gewesen,  die  der  SPD lange  zu  schaffen  machten.  Im
Wahlkampf  selber  wurde  sich  lange  nur  auf  Laschet  und  Baerbock
konzentriert. Es wirkte fast, als ob es den SPD-Kandidaten nicht gäbe. Aber
wenn sich zwei streiten, freut sich der Dritte und auch deshalb konnte Olaf
an  den  beiden  vorbeiziehen.  Brechmittelskandal,  Verstrickungen  in  die
Wirecard-Affäre und der Prügeleinsatz zu G20 in Hamburg: alles perlte an
ihm ab.

Aber warum? Während Baerbock sich auf die Klimakatastrophe fokussierte
und Laschet in jedes Fettnäpfchen trat, das er finden konnte, hat Scholz es
geschafft, am ehesten was von jener Stabilität zu verkörpern, die man Merkel
zugesprochen hatte. Entscheidend ist aber, dass sich der SPD-Kandidat bei
den Lohnabhängigen glaubwürdiger als seine Konkurrenz als Kandidat des
sozialen Ausgleichs präsentieren konnte.

Rund 44 % der SPD-Wähler_Innen gaben an, dass soziale Gerechtigkeit eine
maßgebliche Rolle bei ihrer Entscheidung spielte. Ebenso konnte die SPD
den mit Abstand größten Zuspruch bei Gewerkschafter_Innen verzeichnen, lt.
E r h e b u n g e n  d e s  D G B  3 3 , 1  % ,  a l s o  f a s t  8  %  m e h r  a l s  i m
Bevölkerungsdurchschnitt.

Die Sicherung der Arbeitsplätze, eine Erhöhung des Mindestlohns auf 12
Euro, eine sichere Rente und eine stärkere Besteuerung der Reichen waren
Versprechungen, die sich im Zuge der Pandemie gut anhören. Dass Scholz
dabei glaubwürdiger wirkte als seine Konkurrenz, spiegelt letztlich auch das
historische Erbe der Sozialdemokratie, ihre organische Verankerung in der
Arbeiter_Innenklasse als bürgerliche Arbeiter_Innenpartei wider. Sicherlich
versprechen sich die meisten Wähler_Innen keine Großtaten von der SPD,
wohl aber, dass eine von Scholz geführte Regierung mehr Schutz vor den
kommenden  Umstrukturierungen,  mehr  soziale  Abfederung  beim
ökologischen  Wandel  bringt  als  ein  von  Laschet  geführtes  Kabinett.

Sollte  die  SPD  die  nächste  Regierung  anführen,  werden  selbst  diese



Hoffnungen extrem auf die Probe gestellt werden. Allein die Erhöhung des
Hartz-IV-Satzes um gerade 3,- Euro unter der Großen Koalition zeigt, wie
wenig der Sozialdemokratie die Ärmsten der Armen im Zweifelsfall bedeuten.
In  jedem Fall  ist  aber  klar,  dass  die  ohnedies  schon wackelige Bindung
zwischen SPD und organisierten Lohnabhängigen in der kommenden Periode
weiter auf den Prüfstand geraten wird – und dies müssen wir vorantreiben.

Schlaftablette Linkspartei

4,9  %!  Es  tut  fast  weh,  das  Ergebnis  laut  vorzulesen.  Durch  die  3
Direktmandate kann sich die Linkspartei gerade noch 39 Plätze im Parlament
sichern. Dennoch ist es mehr als bedrückend, es ist desaströs. Zwar hat DIE
LINKE  an  sich  das  beste  Klimaprogramm,  verglichen  mit  den  anderen
Parteien, doch hat sie im gesamten Wahlkampf Chancen verpasst und war
kaum sichtbar. Dies hat mehrere Gründe. Der andauernde Richtungsstreit
lähmt sie, der unklare Ausgang in der Debatte um Sahra Wagenknecht führt
dazu,  dass  weder  deren  Fans  noch  die  antirassistischen  Aktivist_Innen
zufriedengestellt werden konnten. Dieses Vakuum der Nicht-Entscheidung,
welchen  Kurs  man  einschlagen  will,  rächt  sich.  Auch  in  der  Frage  der
Regierungsbeteiligung. Durch das Sofortprogramm, was nach Mitregieren
lechzte, hat die Linkspartei sich selber geschadet. Denn weder seitens der
SPD  und  schon  gar  nicht  von  den  Grünen  wurden  sie  als  ernsthafte
Koalitionspartnerin beachtet. So wurde also auf das rot-rot-grüne Gespenst
gesetzt und vor lauter Kuschelkurs vergessen, sich abzugrenzen. Das sieht
man auch an den Zahlen: Die größte Wähler_Innenwanderschaft gab es zur
SPD mit 640.000 Stimmen, es folgen die Grünen mit 480.000. Mehr als 1
Millionen Stimmen sind also verloren gegangen, weil Wähler_Innen geglaubt
haben,  der  Unterschied  zur  SPD sei  nicht  zu  groß,  und um Laschet  zu
verhindern, müsse man jetzt eben bei Scholz den Haken machen. Das macht
deutlich:  Gerade,  was die soziale Gerechtigkeit  angeht,  dem eigentlichen
Kernthema der Linkspartei, machen WählerInnen taktisch Zugeständnisse.
Ein indirektes Zeugnis, dass es der Partei an Überzeugung und Abgrenzung
mangelt.

Das ist aber auch nachvollziehbar. Wo ist DIE LINKE gewesen, die als Partei
sich gegen den Pflegenotstand während der Pandemie einsetzte? Während



andere  nur  wohlwollend  klatschen,  hätte  es  betriebliche  Aktionen  und
Demonstrationen gebraucht, die sich für eine Aufstockung im Pflegebereich
einsetzen. Auch hätte die Linkspartei gegenüber den Gewerkschaften klare
Worte verlieren müssen: Ein flächendeckender Tarifvertrag in der Pflege und
im Handel muss her, gerade in Zeiten der Krise. Und wo ist DIE LINKE, die
Streitgespräche  mit  den  Grünen  sucht?  Der  kostenlose  öffentliche
Nahverkehr  oder  der  bundesweite  Mietendeckel  sind  gute  Forderungen.
Allerdings gehören die nicht nur auf Plakate gedruckt, sondern müssen mit
Nachdruck auch auf die Straße getragen werden.

Aber nicht nur das. Anstatt sich mit Wagenknechts billigen Polemiken zu
beschäftigen,  hätte  gezeigt  werden  müssen:  Wir  verstehen  uns  als
Kämpfer_Innen der Arbeiter_Innenklasse. Und die ist nun mal multiethnisch
und  voller  „skurriler  Minderheiten“.  Der  Kampf  für  einen  höheren
Mindestlohn,  Mindestrente  oder  bezahlbaren  Wohnraum  schließt
Klimaschutz,  LGBTIAQ-Rechte  und  Antirassismus  nicht  aus,  sondern  ein.
Kernproblematik ist aber das Verständnis von Bewegungen, und wie diese
entstehen. Selber versteht sich DIE LINKE als Bewegungspartei. Statt aber
Bewegung zu initiieren, trabt sie einfach nur dem Geschehen hinterher. Und
genau  das  fällt  ihr  auf  die  Füße  und  führt  dazu,  dass  sich  keine  neue
Stammwähler_Innenschaft  herausbildet,  während  sich  unterschiedliche
Generationen  von  Aktivist_Innen  innerhalb  der  Partei  um  die  Richtung
streiten. Einen Haken hat das Ganze jedoch: Würde man tatsächlich Kämpfe
führen, Streiks und Solidaritätsdemos organisieren, führt das natürlich dazu,
dass der Druck größer wird und Kräfte wie die Grünen oder die SPD sich
distanzieren. Die Chance, mitzuregieren, würde in die Ferne rücken. Dafür
würde aber deutlich werden, dass die Linkspartei eine Kraft wäre, die für
ihre Forderungen tatsächlich kämpft.  Solange sich die  Partei  jedoch der
vorgeblich  besseren  Verwaltung  des  Kapitalismus  verschreibt,  wird  sie
diesen Widerspruch nicht überwinden können, wird sie immer wieder beim
Nachtrab hinter SPD und Grünen landen.

Was kommt auf uns zu?

Auch wenn eine Vielzahl an Regierungskoalitionen denkbar ist, so zeichnen
sich im Moment nur zwei  Optionen ab:  die Ampel  (SPD/FDP/Grüne) und



Jamaika  (Union/Grüne/FDP).  Entscheidend  dafür,  welche  Regierung  es
werden  wird,  sind  unmittelbar  zwei  Faktoren:

a) ob die Unionsparteien ihre inneren Konflikte im Zaum halten können;

b) die Sondierungsgespräche zwischen Grünen und FDP.

In jedem Fall stehen für eine zukünftige Regierung mehrere Baustellen an,
um  den  deutschen  Kapitalismus  in  der  internationalen  Konkurrenz
aufzustellen.  Angesichts  der  notwendigen  Einbindung  der  FDP  in  jede
Regierung  und  aufgrund  des  Drucks  des  Kapitals  können  wir  davon
ausgehen,  dass  folgende  Politik  zu  erwarten  ist:

–  Festhalten  an  der  Schuldenbremse  und  Sparmaßnahmen  im
Bundeshaushalt.

Das bedeutet  weitere Einsparungen im öffentlichen Dienst,  einschließlich
weiterer Privatisierungen und marktwirtschaftlicher Reformen, mögen diese
auch mit einem grünen oder sozialen Sahnehäubchen verkauft werden. Die
Krise  im  Erziehungs-  und  Bildungswesen,  im  Gesundheitssektor  wird
prolongiert, im Bereich der sozialen Vorsorge und insbesondere der Renten
werden neue Kürzungen als Reformen verkauft werden.

– Prekarisierung, Niedriglohnsektor und die Krise auf dem Wohnungsmarkt
werden  allenfalls  mit  einigen  kosmetischen  Reformen  angegangen,  im
Grunde  bleibt  die  Misere  erhalten.

– Abwälzung der Kosten für die Infrastrukturprojekte, ökologische Wende
und Digitalisierung auf die Masse der Lohnabhängigen.

– Inflation und Preissteigerungen verringern die Kaufkraft der Massen.

– Entlassungen, Kürzungen, Schließungen im Zuge des industriellen Umbaus,
die  allenfalls  mit  SozialpartnerInnenschaft  und  Sozialplänen  begleitet
werden.

– Erneuter Versuch, die Krise der Europäischen Union zu überwinden. Der
Green Deal der EU-Kommission wird zur gemeinsamen Formel, hinter der



sich jedoch unterschiedliche Ausrichtungen verbergen.

–  Abschottung  der  EU gegen  Geflüchtete;  Schwerpunkt  auf  Nahost  und
Afrika  als  Interessensphären  der  EU-Mächte  außerhalb  ihres  eigenen
Gebietes.

–  Aggressivere  EU-Außen-  und  -Militärpolitik  (Stichwort:  Verantwortung
übernehmen).

Massives  Aufstocken  des  Rüstungsetats  und  Aufrüstung  der  Bundeswehr
sowie  Schritte  in  Richtung  einer  EU-Eingreiftruppe  (um  von  den  USA
unabhängiger agieren zu können).

Wie  schnell  diese  Angriffe  erfolgen,  hängt  natürlich  von  der
Regierungsbildung wie auch der konjunkturellen Entwicklung ab. Sicher ist
aber: Sie werden kommen. Die Unternehmer_Innenverbände drängen schon
jetzt  auf  eine  rasche  Regierungsbildung,  weil  all  diese  Projekte
vorangebracht  werden  sollen.

Eine  Jamaika-Koalition  wäre  für  dieses  Vorhaben  natürlich  ein  Traum.
Andererseits hat eine SPD-geführte Regierung den Vorteil, dass sie besser
die Gewerkschaften sozialpartnerschaftlich einbinden kann.

Was müssen RevolutionärInnen tun?

Wahlen  sind  bekanntlich  auch  immer  ein  Spiegel  gesellschaftlicher
Verhältnisse. Die Zersplitterung des bürgerlichen Lagers setzt sich weiter
fort  und  damit  auch  die  Probleme  des  deutschen  Imperialismus  auf
Weltebene.  Zu  klein,  um wirklich  mitzumischen,  zu  groß,  um gar  keine
Ansprüche geltend machen zu wollen, muss es weiter irgendwie versuchen,
die Krise der EU zu lösen oder nach einer alternativen Ausrichtung suchen.

Der Rechtsruck, den es 2016 gegeben hat, ist verfestigt. Nichtsdestotrotz
bleibt  der  Reformismus  innerhalb  der  Arbeiter_Innenklasse  weiterhin
präsent,  vor  allem  in  Form  der  SPD,  aber  auch  einer  geschwächten
Linkspartei. Welchen Einfluss das auf die Gewerkschaften hat – also ob man
im Sinne  der  guten  Sozialpartner_Innenschaft  sowie  Standortborniertheit



schön  weiter  alles  mitverwaltet  oder  versucht,  tatsächlich  dagegen  zu
kämpfen, das hängt zum einen an der Frage der Regierungsbeteiligung der
SPD.  Zum  anderen  stellt  sich  aber  auch  die,  ob  es  gelingt,  eine
klassenkämpferische Bewegung in den Gewerkschaften aufzubauen, deren
Ziel es ist, statt selber in der Bürokratie zu vermodern, diese durch Wähl-
und Abwählbarkeit sowie Rechenschaftspflicht zu ersetzen und zu kämpfen.
Die laufenden Arbeitskämpfe und kommende Tarifrunden können dazu einen
wichtigen Ansatz bieten.

Ebenso  braucht  es  eine  Aktionskonferenz  aller  Organisationen  der
ArbeiterInnenklasse und linker Kräfte, um sich für die kommenden Angriffe
zu wappnen. Denn klar ist, dass versucht wird, die Kosten der Krise auf die
Lohnabhängigen abzuwälzen. Das Wahlergebnis der Linkspartei zeigt jedoch,
dass man nicht nur auf Angriffe warten darf,  sondern sich selber in die
Offensive bringen muss. Der Berliner Volksentscheid zu „Deutsche Wohnen
& Co enteignen“ ist  der  beste  Beweis  dafür.  Statt  zu verharren und zu
warten,  wer  an  die  Regierung  tritt,  müssen  wir  uns  organisieren  und
diskutieren,  wie man diese Initiative bundesweit  ausweiten kann.  Ebenso
wichtig ist  die Frage, wer die politische Führung in den Gewerkschaften
innehat,  insbesondere wenn es darum geht,  kommende Arbeitskämpfe zu
führen. Statt darauf zu hoffen, dass Linkspartei oder gar die SPD gegen
Klimawandel oder für soziale Gerechtigkeit kämpfen, müssen wir das selber
in die Hand nehmen!

Regierungskrise:  Schwarz-Gelb
vor dem Kollaps?
Trotz der politischen Sommerpause hat sich die Krise der Regierung vertieft.
Die  anschließenden  Landtagswahlen  und  die  weitere  Zuspitzung  der
Schuldenkrise  beschleunigen  den  Zerfall  dieser  Bundesregierung.  Mitte
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September ließ sich sogar der Fraktionsvize der FDP-Bundestagsfraktion,
Zastrow, zu der Aussage hinreißen: „Wenns nicht klappt in einer Koalition,
muss man auch überlegen, diese zu beenden“. Aktueller Anlass für diese
Endzeitstimmung  ist  die  Diskussion  um  eine  „geordnete  Insolvenz“  für
Griechenland. Diese brachte Vizekanzler Rösler (FDP) ins Gespräch. Gegen
die EU-Rettungsfonds und Rettungsschirme (ESFS und ESM) betrieb die FDP
Landtagswahlkampf  in  Mecklenburg-Vorpommern  und  in  Berlin  –  im
Widerspruch  zur  offiziellen  Politik  der  Bundesregierung.  Trotz  der
Wahlkampfrhetorik gegenüber dem EU-Rettungsschirm konnte die FDP bei
den Wahlen ihren Niedergang nicht aufhalten, in beiden Bundesländern liegt
sie  noch  hinter  der  NPD.  Selbst  die  wieder  entdeckte  „Zweitstimmen“
Kampagne, welche vor allem CDU-WählerInnen anlocken sollte, schlug fehl,
die FDP verlor viele Stimmen an die CDU. Nach den Wahlen kam die CSU
der FDP zu Hilfe. Auch sie verschärft die Rhetorik in der Schuldenkrise.
Selbst  bürgerliche  Kommentatoren  sprechen  inzwischen  von  einem
möglichen  Regierungsende,  einige  Abgeordnete  aus  beiden
Regierungsfraktionen  werden  als  „Euro-Rebellen“  vorgezeigt.

Die Schuldenkrise und die Interessen des Kapitals

FDP  Wahlplakat
von  1949

Offiziell  waren  Kanzlerin  Merkel  und  Finanzminister  Schäuble  nicht
sonderlich begeistert über die Vorstöße des Vizekanzlers, allerdings müssen
wir  diesen  Konflikt  vor  dem  Hintergrund  der  Interessen  des  deutschen
Kapitals  betrachten.  Vizekanzler  Rösler  war  bemüht,  seine
Insolvenzandrohungen als  Teil  der  gesamten Diskussion darzustellen und
dass es gar keinen Widerspruch zur Politik der CDU gibt. Das griechische
Sparpaket bspw. wurde größtenteils von deutschen Bürokraten entworfen,
die  Schuldenbremse  für  die  EU  ist  auch  die  Erfindung  des  deutschen
Kapitals.  Rösler  bringt  einfach  die  Drohung  bei  Nicht-Befolgung  dieser
Maßnahmen auf den Punkt: entweder die Diktate aus Berlin/Brüssel werden
befolgt  oder  wir  schicken  eine  Volkswirtschaft  in  die  Insolvenz,  mal
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abgesehen davon, dass keiner weiß, wie das aussehen soll. Somit verstärkt
Rösler  nur  den  Druck  für  die  griechische  Regierung,  neue  und  härtere
Sparmaßnahmen durchzusetzen.

Warum  bekommt  diese  „bürgerliche“  Regierung  in  einer  tiefen
Wirtschaftskrise  solche  inneren  Probleme?  Zum  einen  muss  die
Bundesregierung  als  „ideeller  Gesamtkapitalist“  auftreten,  d.h.  die
grundlegenden objektiven Interessen des deutschen Kapitals umsetzen – als
Klassenherrschaft gegen die Mehrheit, das Proletariat. In dieser Funktion
wird eine Bundesregierung meist geleitet von den stärksten Sektoren des
nationalen Kapitals, in unserem Fall das Exportkapital und der Finanzmarkt.
Allerdings vertritt diese Koalition auch alle anderen Sektoren des Kapitals,
auch jener, die in der Konkurrenz mit den starken Sektoren unterliegen und
möglicherweise auch abweichende Interessen haben.

Gerade  die  Diskussion  um  die  „Rettungsschirme“  zeigt  diese  inneren
Widersprüche des Kapitals.  Der Finanzmarkt braucht neue Milliarden als
Bürgschaften  und  Spekulationsmunition  und  das  Exportkapital  braucht
zahlungsfähige Absatzmärkte – dafür muss die Bundesregierung in erster
Linie  Politik  machen.  Wem  diese  Politik  nützt,  ist  v.a.  den  anderen
Kapitalsektoren, den kleinbürgerlichen Schichten völlig klar – so erklärt sich
auch z.T. der FDP-Amoklauf. Hier fühlen sich einige Kapitalisten nicht richtig
vertreten von ihrer „Wunschregierung“. Die Androhung einer „geordneten
Insolvenz“ von Rösler hätte auch bedeutet, dass Kapitalfraktionen (Export
und Finanzmarkt) auf ihre Gewinne in und an Griechenland hätten verzichten
müssen – hier geht es um Profitinteressen und Profitabsicherung.

Diese Konflikte werden nun offen in der Koalition ausgetragen, dies ist sicher
neu für christlich-liberale Koalitionen, aber deswegen wird diese Koalition
auf keinen Fall von selbst aufgeben, sondern sich zumindest bis zur Wahl
2013 schleppen. Auch wenn das angesichts des Zustands der FDP derzeit
wenig sicher scheint,  so kann der Parteispitze zumindest soviel  Verstand
zugetraut werden, nicht jetzt auf Neuwahlen zu spekulieren

2013 würde  noch eine  Chance  bestehen,  in  den  Bundestag  einzuziehen,
derzeit  würde  die  FDP  sich  bei  einem  Koalitionsbruch  quasi  selbst



liquidieren. Spätestens diesen Fakt wird Kanzlerin Merkel den möglichen
„Abweichlern“ einbläuen, zumindest für die Abstimmungen, bei denen die
eigene  Mehrheit  stehen  muss.  Zwar  ist  bei  Merkel  derzeit  auch  wenig
Souveränität  zu  erblicken,  aber  zumindest  Sarkozy  hat  sie  in  Sachen
Schuldenbremse und rechtliche Richtlinien für den ESFS auf Linie gebracht,
dort handelt Merkel durchaus als ideeller Gesamtkapitalist für das deutsche
Kapital.  Trotz  dieser  tiefen  Krise  der  Regierung,  den  widerstreitenden
Kapitalfraktion bei Schwarz/Gelb, kann diese Bundesregierung sich auf zwei
wichtige  Unterstützer  verlassen:  die  Gewerkschaftsführung  und  die
Oppositionsparteien.

Parlamentarismus ohne Opposition

Die Abstimmung über den EU-Rettungsfond wird ein erster Test für die
Mehrheitsverhältnisse  in  der  Regierungskoalition.  Gleichzeitig  wird

diskutiert,  den Rettungsschirm ESM vorzuziehen, auch wenn Merkel sich
manch eigener Abgeordneter nicht sicher sein kann – bei SPD und Grünen
kann  sie  sicher  sein.  Diese  beiden  Parteien  werden  wahrscheinlich  zu
größeren Teilen für die EU-Maßnahmen stimmen, schließlich haben sie auch
keine Alternative zu dieser Politik.

Die Kritik von SPD und Grünen geht eher in die Richtung, dass sie Merkel
Langsamkeit vorwerfen und der Regierung eine schlechte Informationspolitik
unterstellt wird. Somit werden die Stimmen der SPD und den Grünen die
Merkel-Regierung  erst  mal  stützen.  Hier  zeigt  sich  wieder  einmal,  was
„demokratischer  Parlamentarismus“  so  wert  ist.  Wenn  es  um  die
Unterstützung der Finanzmärkte geht, gibt es nur eine Meinung, ebenso bei
den Sparpaketen gegen Griechenland, Portugal, Irland, Spanien und Italien.
Etwas Opposition kommt dann bei den Forderungen nach den „Euro Bonds“,
welche  besonders  stark  von  Linkspartei  und  DGB  gefordert  werden  –
zumindest einen Unterschied zu Schwarz/Gelb gibt es noch.

Bei den geforderten „Euro Bonds“ haben wir es aber auch nicht mit einer
realen  Alternative,  geschweige  denn mit  einer  kämpferischen Alternative
gegen die Schuldenkrise zu tun. Die Idee, den Euroraum als eine Anleihe zu
handeln, würde voraussetzen, dass es auch ein geeintes europäisches Kapital
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gibt – dem ist aber nicht so. Von daher agieren Linkspartei und DGB zwar
schon mal als „ideeller Gesamtkapitalist“ der EU, doch leider ist das Kapital
noch nicht so weit wie die Reformisten.

Bislang profitiert das deutsche Kapital von der Schuldenkrise, es kann zu
niedrigen  Zinsen  Kredite  aufnehmen.  Die  „Euro  Bonds“  würden  einen
Wettbewerbsvorteil  des  deutschen  Kapitals  eingrenzen,  aber  die  EU  als
Währungsraum stärker gegenüber den USA in Stellung bringen. Soviel zu
den „strategischen Ideen“ der LINKEN und der reformistischen Spitzen.

Besonders während einer Wirtschafts- und Schuldenkrise können wir sehen,
wie überflüssig die parlamentarische Demokratie eigentlich ist bzw. welchen
Interessen sie dient. Ob es die Rettungspakete in Deutschland oder die Euro-
Rettung 2010 waren: Wenn der Finanzmarkt nach frischem Kapital ruft, folgt
das Parlament wie selbstverständlich.

Noch  deutlicher  wurde  diese  Überflüssigkeit  bei  den  letzten  Wahlen  in
Portugal und Irland. Obwohl die jeweilige Opposition natürlich im Wahlkampf
bessere Konditionen gegenüber der EU aushandeln wollte, manchmal sogar
keine Rettung durch die EU in Anspruch nehmen wollte (Irland), sah es nach
den Wahlen anders aus. Nach den Wahlen gab es Verhandlungen und den
„Druck  der  Finanzmärkte“,  sprich:  die  Anweisungen  des  Finanzkapitals.
Sofort  waren  die  Parteien,  die  davor  noch  gegen  die  EU  und  die
Sparmaßnahmen  im  Wahlkampf  gewettert  hatten,  handzahm.

So unterstützen z.B. die „Wahren Finnen“ (Finnland) oder die „Freiheit“ aus
den  Niederlanden,  die  Fonds  und  Schirme,  ebenso  wie  die  neuen
Regierungen in Irland und Portugal die Anweisungen aus Brüssel befolgen.
Die parlamentarische Demokratie kommt somit auch in dieser Krise an ihr
gerechtes Ende. Für alle ist es sichtbar, dass diese Parlamente und Parteien
Politik fürs Kapital machen und für niemand anders.
Wer in Deutschland auf ein schnelles Ende von Merkel setzt, auf mögliche
Vertrauensfragen hofft etc., der unterschätzt, dass es a) eine große Koalition
im Bundesrat gibt, b) auch die Grünen mitmachen dürfen und c) weder das
Kapital noch die SPD eine Alternative zu Merkel hat. Ein Beispiel dafür ist die
öffentliche Diskussion um einen Kanzlerkandidaten Steinbrück. Dieser war



mit  Merkel  zusammen  in  der  Großen  Koalition  äußerst  verlässlich  fürs
Kapital. Wenn jetzt der Papst auch noch die „ökologische Bewegung“ lobt, ist
zumindest auch Schwarz/Grün für 2013 noch nicht ganz vom Tisch.

Wiederholt haben wir beschrieben, welche Politik des Widerstands
nötig sein wird – gegen die Regierung, aber auch gegen die reformistischen
Führungen in den Gewerkschaften. Die nächste Rezession ist im Anrollen, die
Möglichkeit,  dass daraus eine Depression wird,  ist  vorhanden und damit
stehen auch die nächsten Sparpakete und Kürzungen vor der Tür.

Widerstand!

Wir  müssen  eine  europaweite  Solidarität  und  Koordinierung  von
kämpferischen AktivistInnen aufbauen, damit wir auch in Deutschland gegen
die Sparpakete gegen Griechenland Widerstand mobilisieren können! Wenn
in der BRD die Opposition schon keine Alternative zur Politik der Regierung
und dem Kapital  hat,  dann müssen wir  für  eine  andere  Lösung an  den
Schulen, den Unis, den Betrieben und Stadtteilen diskutieren – wir brauchen
Klassenkampf gegen die Krise! Das erste Sparpaket ging in der BRD relativ
geräuschlos  durch  alle  Instanzen,  bei  den  nächsten  Sparangriffen,  dem
nächsten Konjunktureinbruch müssen wir für die Wiederbelebung der „Anti-
Krisen-Bündnisse“  werben,  müssen  breiten  Widerstand  organisieren.  Das
Kapital streitet in seiner Regierung, das Kapital will die Kosten der Krise auf
uns abwälzen und streitet nur über den besten Weg. Anstatt der Politik den
Rücken zu kehren, müssen wir unsere Politik formulieren – eine Politik gegen
Merkel ,  d ie  Sparpakete  und  d ie  Kr ise ,  e ine  soz ia l i s t ische
klassenkämpferische  Politik.

Ein Artikel von Tobi Hansen, Gruppe Arbeitermacht



Berliner  Abgeordnetenhaus  –
Haben wir eine Wahl?
Am 18. September sind die Wahlen zum Abgeordnetenhaus, dem Berliner
Parlament. Viele von uns fragen sich, wen sie wählen wollen. Ob sie wählen
sollten oder wählen würden, wenn sie könnten. Kurz vor der Wahl beginnen
alle bürgerlichen Parteien in ungewohnter Manier, um die Gunst des Wählers
zu streiten. Streiten scheint der richtige Ausdruck zu sein, wenn man sich die
hitzigen Debatten anschaut, die auf allen Ebenen ausgetragen werden. Keine
Zeitung, keine Straße, keine Unterhaltung in der Öffentlichkeit kommt ohne
die Diskussion zwischen den Parteien aus. Doch wie sehr unterscheiden sie
sich  wirklich,  für  welche  Politik  stehen  diese  Parteien?  Vertreten  sie
tatsächlich  die  Interessen  von  uns  Jugendlichen?

Unsere Probleme…

Gerade als Jugendliche sind wir besonders gerne im Fokus der Parteien, im
positiven, wie im negativen Sinne. Trotz den Versprechen unsere Probleme
zu lösen, die jede Wahl von neuem gemacht werden, haben wir immer noch
eine ganze Menge davon. Der öffentliche Nahverkehr, mit dem wir täglich
zur Schule, zu Freunden oder unserem Lieblingsclub unterwegs sind, wird
immer  teurer.  Jetzt  soll  auch  noch  die  S-Bahn  privatisiert  werden!  Das
gleiche gilt für die meisten Dinge in unserem Alltag, wie zum Beispiel unsere
Mieten.  Besonders  diejenigen  von  uns,  die  bereits  für  die  eigene  Miete
aufkommen müssen,  wissen  wie  hart  das  ist!  Vor  allem,  wenn  man  als
Aushilfskraft, Auszubildender oder arbeitsloser Jugendlicher in Berlin lebt,
spürt  man die  Probleme besonders  scharf.  Wenig  Arbeitsplätze,  niedrige
Löhne, unterfinanzierte Bildung, geschlossene Jugendclubs, teure Preise in
Clubs und Supermärkten, eine Polizei die uns schikaniert und immer mehr
Privatisierung – das sind unsere Probleme!

CDU und FDP, kein Versprechen, sondern eine Drohung!

Die CDU wirbt mit „Sicherheit“ und dem einfallsreichen Satz „Damit sich was
ändert“.  Zusammen mit  der  FDP,  die  in  den Umfragen gerade die  zwei
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Prozentmarke  knackt,  versucht  sie  sich  als  Partei  des  wirtschaftlichen
Fortschritts  zu  verkaufen.  Vor  allem  aber  als  Partei,  die  mal  richtig
„durchgreift“!  Sie  verspricht  Härte  und  Kompromisslosigkeit  gegenüber
immer krimineller werdenden Jugendlichen. Abgesehen von der Tatsache,
dass die Kriminalität von Jugendlichen in den vergangenen zehn Jahren stark
zurückgegangen  ist,  verschleiern  CDU  und  FDP  den  Hintergrund  für
Jugendkriminalität. Dieser ist nämlich nicht unerklärlich, sondern hängt mit
sozialen Problemen, letztlich der Gesellschaft in der wir leben, zusammen.
Unseren Problemen, die diese Parteien nicht lösen wollen. Im Bundestag
oder in Baden-Württemberg haben sie gezeigt, dass sie nicht die Parteien
sind, die sich „Sozial“ auf die Fahnen schreiben können. Sie stehen vor allem
für stärkere Überwachung, Sparpolitik in Bund, Ländern und Kommunen, die
Kriminalisierung von Jugendlichen,  Migrant_innen und einer  verschärften
Politik gegen Arbeitslose. Sie machen ganz offen Politik für die Reichen und
Unternehmer, nicht für uns!

Die Grünen – die etwas andere linke Alternative?

Ganz groß im Rennen sind momentan die Grünen. Sie standen an der Spitze
der Antiatombewegung und bei den Protesten gegen S21. Doch wie „links
und grün“ sind sie wirklich? Als sie das letzte mal in der Bundesregierung
zusammen mit der SPD waren, begannen sie innerhalb weniger Jahre zwei
Kriege – in Kosovo und in Afghanistan, über den Irakkrieg spekulierten SPD
und Grüne. Sie waren Verantwortlich für die unsoziale Agenda 2010 und für
die Arbeiter- und Arbeitslosenfeindlichen Hartzgesetze (Hartz 4). Doch auch
was Umwelt anging, haben sie sich nichts verdient gemacht. 2003 kam mit
Rot-Grün  die  erste  Verlängerung  der  AKW-Laufzeiten  für  die  Atomlobby
zustande.  Diese  Verlängerung  ermöglichte  Schwarz-Gelb  überhaupt  erst
einen weiteren, wenn auch gescheiterten, Atomdeal in die Wege zu leiten! In
Hamburg ließen sie zusammen mit der CDU Proteste gegen den Neubau
eines Kohlekraftwerkes von der Polizei niederknüppeln. Auch in Stuttgart
haben sie gezeigt, dass sie keine Versprechen halten können. Anstatt S21
sofort dicht zu machen, tricksen sie herum, während die DB weiter bauen
kann.  Die Grünen sind also keine Alternative zu anderen Parteien.  Viele
glauben,  die  Grünen wären kommunal  linker,  grüner  oder  das  „kleinere



Übel“. Wir sagen, dass eine Partei, die auf Bundesebene Kriege, Sozialabbau
und Atomdeals gemacht hat, auch kommunal keine Stimme haben sollte!

Freiheit, NPD und Pro Deutschland – Keine Plattform für Faschisten
und Rassisten!

Die Freiheit und Pro Deutschland geben sich als Bürgerbewegung. Doch sie
sind nichts mehr als Rassisten unter dem Deckmantel einer „Islamkritik“. Ihr
Programm  Hetzt  nicht  nur  gegen  Migrant_innen.  Ihre  Vorschläge  sind
zutiefst  autoritär.  Sie  verleugnen  Armut,  Arbeitslosigkeit,  die  Krise  und
soz ia le  Bedürfn isse  nach  Bi ldung,  Rente  und  e inem  guten
Gesundheitssystem. Dem stellen sie ihren Rassismus und polizeistaatliche
Versprechungen entgegen. Sie spalten den Widerstand von Gewerkschaftern,
Arbeitslosen, Arbeitern, Migranten und Jugendlichen gegen die Krise und
soziale  Angriffe… Die NPD geht  noch weiter  –  Sie  ist  eine faschistische
Partei!  Ihr  reichen  Worte  und  der  Staatsapparat  nicht  aus.  Sie  hat
Verbindungen in Kameradschaften, zu autonomen Nationalisten und anderen
Nazis  in  und  Reihen.  Sie  organisiert  gewaltsame  Angriffe  gegen  (linke)
Jugendliche, Gewerkschafter, Arbeitslose und Migranten. Sie wollen sozialen
Widerstand schwächen, Verunsicherung und Angst unter die im Kapitalismus
Unterdrückten tragen.  Diese Parteien darf  man nicht  wählen,  man muss
ihnen  konsequent  entgegentreten.  Wir  müssen  uns  selbst  und  unsere
Stadtteile, wenn nötig auch militant, gegen sie verteidigen. Dort wo diese
Parteien sich auf die Straße oder ein Podium wagen, müssen wir öffentlichen
Widerstand gegen sie organisieren.

Vielleicht mal die…Piratenpartei?

Die Piraten stellen sich als die neue, nie da gewesene Alternative dar. Doch
ihre Versprechen sind genauso alt, wie die anderen Parteien. Die Piraten
haben  zum  Teil  recht  verständliche  und  gute  Forderungen  nach  mehr
Demokratie und Beteiligung. Sie hinterfragen aber nicht die Gründe, warum
„Demokratie  und  Beteiligung“  abgebaut  werden.  Ihr  Programm  ist  ein
Programm von Illusionen in den Staat,  den sie  kritisieren wollen,  in  die
Privatwirtschaft, die sie für korrupt halten – letztlich in den Kapitalismus, der
nicht einmal in ihrem Wahlprogramm erwähnt wird. Anstatt die Besteuerung



von Reichen zu fordern,  um ihre Forderungen durchzusetzen,  halsen sie
lieber allen noch mehr Steuern auf! Sie reden von Mitbestimmung, haben
aber  keine  Vorstellung,  wie  man  die,  die  jetzt  bestimmen,  nämlich  die
Kapitalisten und ihre Staatsbürokraten, aufhält. Vielleicht mal die… Piraten?
Lieber nicht!

SPD und LINKE – welche Perspektive weisen sie?

SPD  und  LINKE  haben  seit  neun  Jahren  in  Berlin  regiert.  Die  beiden
Parteien,  die  sich  als  die  sozialen  Parteien  darstellen,  haben  nichts
grundlegend  verändert.  Erst  recht  nicht,  wenn  man  sich  ihre
Wahlversprechen  vor  Augen  hält!  Die  SPD  konnte  vor  allem  mit  ihrem
ehemaligen Berliner Finanzsenator Thilo Sarrazin „glänzen“, der bis heute
Mitglied dieser Partei  ist.  Gemeinsam in der Regierung mit der LINKEN
wurde die Privatisierung von S-Bahn, Wasserbetrieben und der Sparkasse
vorangetrieben.  Auch,  und  vor  allem  im  Bildungsbereich  gab  es  immer
wieder Widerstand von Schülern, Eltern und Lehrern gegen Rot-Rot. Zuletzt
ging die Rot-Rote Regierung massiv gegen streikende Lehrer und Schüler
vor,  die  eine  bessere  Bildung  forderten.  Beide  Parteien  bieten  keine
Perspektive  gegen  das  bestehende  System,  den  Kapitalismus!  Sie  sind
reformistische  Parteien,  die  sich  auf  das  Parlament,  anstatt  auf  den
Widerstand auf der Straße gegen Armut, Arbeitslosigkeit, Niedriglöhne und
Sozialabbau,  verlassen.  Doch sie sind nicht einmal dazu in der Lage die
dringendsten Bedürfnisse nach erschwinglichen Mieten, finanzierter Bildung
und  kostengünstigem  Nahverkehr  zu  lösen,  wenn  sie  erst  einmal  im
Parlament sind. Auf bundesweiter Ebene wollte die SPD keinen Widerstand
gegen die Sparpakete, die Folgen der Krise und massenhaften Entlassungen
organisieren.  Die  LINKE  hingegen  war  immerhin  in  der  Anti-Krisen
Bewegung  vertreten.

DKP, MLPD, PSG – revolutionäre Parteien?

Einige  Linke  glauben,  dass  man  den  kleinen  „radikalen“  Parteien  eine
Stimme  geben  sollte,  da  sie  revolutionär  wären.  Schaut  man  sich  das
Wahlprogramm der DKP an, so wird man feststellen, dass es im Grunde eine
linke Kopie des Linksparteiprogramms ist. Die MLPD ist eine stalinistische



Organisation, die eben weder fortschrittlich ist,  geschweige denn sich an
Bündnissen gegen soziale Angriffe beteiligt. Zuletzt die PSG, auch wenn ihr
Programm das „linkeste“ ist – sie tritt nur zum Wahlkampf in Erscheinung.
Diese  Organisationen haben weder  eine  revolutionäre  Programmatik  und
Praxis,  geschweige  denn  eine  Massenbasis,  um die  es  sich  politisch  zu
kämpfen lohnt! Im Gegensatz zur LINKEN…

LINKE wählen – aber Widerstand organisieren!

Zwar teilen wir nicht die Hoffnungen vieler Wähler, dass die LINKE, wenn sie
erst einmal regiert etwas anders macht. Wir denken aber, dass die Wähler
und viele Mitglieder der Linkspartei etwas anderes wollen als die anderen
Parteien. Die Linkspartei verspricht einen Kampf gegen die Rente mit 67,
gegen den Krieg in Afghanistan, gegen Leiharbeit, Niedriglöhne, Hartz 4, für
bessere  Bildung,  die  Besteuerung  der  Reichen  und  die  Entlastung  der
einfachen Arbeiter und Jugendlichen. Umso mehr fordern wir sie auf, für
diese Ziele wirklich zu kämpfen. Auch im Jugendbereich, wo ihre Jugend-
(solid) und Studentenorganisationen (SDS) eine wichtige
Rolle  spielen,  müssen  wir  die  LINKE  zum  Kampf  gegen  Bildungs-  und
Sozialabbau  auffordern.  Viele  Forderungen  der  Linkspartei  können  wir
unterstützen, doch wir treten für andere Kampfmethoden ein. Wir sind für
Massenstreiks, für Betriebs-, Schul- und Universitätsbesetzungen und für den
Aufbau  einer  klassenkämpferischen  Basisbewegung  in  den  Schulen,
Universitäten,  Betrieben  und  Gewerkschaften.  Wir  sagen  den  jetzigen
Wählern  der  LINKEN,  wir  rufen  die  Beschäftigten,  Arbeitslosen  und
Jugendlichen auf – Wählt die LINKE, aber kämpft für eure Forderungen,
organisiert Widerstand gegen Krise, Bildungs- und Sozialabbau. Wir werden
mit  euch  kämpfen  und  zeigen,  dass  nur  revolutionäre  Methoden  die
Kapitalisten schlagen können! Eine erfolgreiche Wahl für die LINKE würde
nicht  nur  die  Hoffnungen  und  den  Kampfgeist  der  fortschrittlichsten
Jugendlichen  und  der  Arbeiter  stärken,  sondern  sie  in  den  direkten
Widerspruch zu  den sozialdemokratischen Führern  der  LINKEN bringen.
Letztendlich brauchen wir eine revolutionäre Partei, die in der Praxis für das
kämpft, was sie sagt. Eine Partei, die die Tageskämpfe gegen Sozialabbau
und Entlassungen mit dem Kampf gegen ihre Ursachen verbindet – Dem



Kapitalismus und seinem Staat! Eine solche Partei ist und wird die LINKE nie
sein, aber viele ihrer jetzigen Wähler und Mitglieder würden einer solchen
Partei angehören.

Kämpft  gemeinsam  mit  uns  für  eine  revolutionäre  Partei  und
Jugendorganisation.  Ob gegen höhere Mieten,  für bessere Bildung
oder gegen die Faschisten, REVOLUTION wird gemeinsam mit euch
für eure Interessen einstehen!

Dem System den Stecker ziehen!

Zehntausende für sofortigen Atomausstieg

Am Samstag den 28.  Mai 2011 gingen in 21 Städten Deutschlands über
160´000 Demonstrant_innen auf die Straße, um gegen Atomkraft und die
Energiepolitik  von  Schwarz-Gelb  zu  protestieren.  Die  Demonstrationen
fanden nicht zufällig gegen Ende Mai statt. Nachdem die Bundesregierung
im  März  unter  dem  Druck  der  Ereignisse  in  Fukushima  und  den
Massenprotesten in Deutschland sich für das Atommoratorium entschied, ist
nun,  nachdem  die  „Ethikkommission“  ihren  Bericht  vorgelegt  hat,  die
Entscheidung  über  die  künftige  Atom-und  Energiepolitik  gefasst  worden.

Kein Vertrauen in Schwarz-Gelb…

Bereits  im  März  war  vielen  klar,  dass  das  Atommoratorium  nur  eine
politische Finte von CDU/CSU und der FDP war, um nicht all zu sehr bei den
Landtagswahlen  abgestraft  zu  werden.  Darüber  hinaus  jedoch  sollte  der
Widerstand gegen die Regierungspolitik auf der Straße geschwächt werden.
Das Atommoratorium, unter dem die sieben ältesten Kernkraftwerke im März
abgeschaltet wurden und ein weiteres in Krümmel, das bereits seit 2009 vom
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Netz ist, wird nun weiterhin bestehen bleiben. Die Atomkraftwerke sollen
angeblich bis spätestens 2022 abgeschaltet werden. Was letztlich nur die
Rückkehr zu dem faulen Atomkompromiss ist, den Rot/ Grün 2003 mit den
Energiekonzernen  aushandelten.  Doch  warum  darf  s ich  die
Antiatombewegung  damit  nicht  zufrieden  geben?

Die Ethikkommission, die von Angela Merkel eingesetzt wurde und sich aus
Vertreter_innen aus „Wirtschaft, Wissenschaft und Kirche“ zusammensetzt,
schlug nun einen Ausstieg aus der Atomkraft innerhalb der nächsten zehn
Jahre vor. Genauer gesagt wird dies wohl einen Ausstieg bis 2022 bedeuten.
Unabhängigen  Experten  zufolge  wäre  jedoch  bereits  bis  2015  ein
vollständiger Ausstieg möglich. Ein „vollständiger Ausstieg“ ist deshalb so
wichtig, weil innerhalb der schwarz-gelben Koalition vor allem die FDP in
Erwägung zieht, die Laufzeiten von älteren Kraftwerken einfach auf neuere
zu übertragen. Diesem Vorschlag nach würde das letzte AKW eben nicht
2022 vom Netz gehen.

Auch die Alternative, die Schwarz-Gelb zum Atomstrom anbietet, ist reiner
Hohn. Sie schlägt vor, bis 2022 rund 35% des deutschen Energiebedarfs
durch erneuerbare Energien zu decken. Die momentane Energieerzeugung
durch Atomkraft beträgt in etwa 22% , die von regenerativen Energien rund
17%. Wer nachrechnet erkennt recht schnell, dass dieses Angebot auch den
Ausbau von Kraftwerken, die mit fossilen Brennstoffen betrieben werden,
einschließt.  Auch  zeichnet  sich  schon  jetzt  im  Zuge  der  Novelle  des
Erneuerbare-Ernergien-Gesetzes  (EEG)  ab,  dass  bevorzugt  erneuerbare
Energien  gefördert  werden  sollen,  die  für  die  großen  kapitalistischen
Energiekonzerne  von  Interesse  sind.  So  sollen  beispielsweise  Offshore-
Windparks, welche aufgrund ihrer enormen Investitionskosten nur für das
Großkapital infrage kommen, stärker gefördert werden als Windkraftanlagen
an Land. Nebenbei würde dies auch zu einer weiteren Verschiebung der
ohnehin problematischen Erzeugungsüberkapazitäten nach Norddeutschland
führen und den Ausbau der Windenergie im energiehungrigen industriellen
Süden weiter blockieren. Die geplante weitere Reduzierung der Förderung
von Solarenergie schlägt in die selbe Kerbe, da damit ebenfalls der Weg für
eine  Zentralisierung  der  Energieerzeugung  unter  Kontrolle  der



Energiekonzerne  geebnet  wird.  Mittelfristig  wird  den  jetzigen
Atomkonzernen also eine rentable Alternative zu ihren Gelddruckmaschinen
Atommeiler geschaffen.

Die jetzige Energiewende ist also zweierlei. Erstens ist sie immer noch ein
eindeutiges Milliardengeschenk an die Betreiber von Atomkraftwerken, die
schon  viel  zu  lange  eine  lebensbedrohliche  und  ersetzbare  Technologie
verwenden. Zweitens ist es ein doppeltes Milliardengeschenk an genau die
gleichen Energiekonzerne, die anstatt erneuerbare Energien zu erforschen
und auszubauen, mit alten Technologien und Energiegewinnungsmethoden,
wie Kohle-oder Gasverbrennung noch mehr Geld abschöpfen wollen.

Wer für den Atomausstieg bezahlen soll, ist für die Regierenden und das
Kapital  keine  Frage.  Eindeutig  gaben  alle  zu  verstehen,  dass  die
Energiewende  sich  auf  die  Strompreise  auswirken  werde.  Bereits  jetzt
machen indirekte Steuern 40% der Strompreise aus, die die Lohnabhängigen
und die breite Bevölkerung bezahlen müssen.

Was  Schwarz-Gelb  jetzt  also  als  Läuterung  in  Fragen  Energiepolitik
verkaufen will, ist nicht mehr als ein Kompromiss mit E.ON, Vattenfall, RWE
und EnBW, die  ihre  Profite  ab 2022 nicht  in  der  Atomkraft,  sondern in
fossilen Brennstoffen und erneuerbaren Energien finden sollen. Doch selbst
das ist, wie wir nach den Laufzeitverlängerungen 2003 und 2010 gesehen
haben, keineswegs klar.

Energiepolitik und Klassenkampf?

Das gegen die Lobbypolitik von FDP und CSU/CDU gekämpft werden muss
ist  eigentlich  allen  klar.  Auch  die  meisten  Teilnehmer_innen  der
Demonstrationen  wissen  in  wessen  Sinne  die  Regierungskoalition  Politik
macht. Es sind die Energieriesen E.ON, Vattenfall, RWE und EnBW, für die
dort die Atomkraft gerettet werden soll. Oder besser gesagt, es geht um die
fetten Profite, die sich ein nicht unbedeutender Teil des deutschen Kapitals
dadurch  erhofft.  Diese  scheinbare  Binsenweisheit  versuchen  viele
Führer_innen der Bewegung jedoch zu verschleiern. Natürlich können auch
sie schwer leugnen, dass es den Betreibern darum geht, sich die Gewinne zu



sichern.  Die  eigentliche  Frage,  vor  der  die  bürgerlich  reformistischen
Führungen Angst  haben,  ist,  mit  welchem Klassencharakter  die  Proteste
gegen die Energiepolitik geführt werden.

Momentan  wird  der  Protest  von  der  Führung  auf  die  bloße  Frage  der
Atomkraft reduziert. In einigen Fällen diskutieren insbesondere die Grünen
natürlich auch, dass man diese durch erneuerbare Energien ersetzen solle.
Was aber überhaupt keine Rolle spielt, ist wer die „Energiewende“ bezahlen
soll. Geschweige denn, wer in Zukunft entscheiden soll, was für Strom, durch
wen,  wo  produziert  wird.  Nicht  darüber  zu  sprechen  heißt,  die
Energiegewinnung  in  den  Händen  derer  zu  lassen,  die  sie  momentan
kontrollieren: die Kapitalist_innen!

Es ist nicht erstaunlich, dass die Reformist_innen aus SPD und LINKE, sowie
bürgerliche  Parteien,wie  die  Grünen,  kein  Interesse  daran  haben  diese
Fragen  aufzuwerfen.  Bestürzend  ist,  dass  es  so  wenige  der  „radikalen
Linken“ gibt, die der Meinung sind, dass man diese Frage gezielt und offen in
die ökologische Bewegung tragen muss. Die Frage der Energiegewinnung ist
eine der zentralen Fragen der industriellen kapitalistischen Produktionsweise
und damit auch eine entscheidende Frage für den Klassenkampf.

Zudem  gibt  es  momentan  eine  Massenbewegung  auf  den  Straßen
Deutschlands, die das Thema der Energieversorgung anspricht. Das sie dabei
bürgerliche Illusionen in sich trägt und eine bürgerliche Führung hat, sollte
aber Linke und Kommunist_innen nicht davon abhalten, in diese Bewegung
zu intervenieren. Immerhin ermöglicht erst die Teilhabe an der Bewegung
eine Kritik gegenüber reformistischen und bürgerlichen Positionen. Was wir
wollen ist nicht die Grünen, SPD oder die LINKE zu decken. Wir wollen ihnen
das Zepter aus der Hand nehmen! Dafür ist es aber unerlässlich, der Basis
dieser Parteien die Unfähigkeit und den Unwillen ihrer eigenen politischen
Führung zu zeigen, die Bewegung tatsächlich zum Sieg zu führen.

Weiter kämpfen, aber für was?

Wir denken, dass die grundlegende Intention der Bewegung, nämlich gegen
die Atomkraft zu protestieren, richtig ist. Die Atomkraft ist eine gefährliche



Technologie, die historisch ausgedient hat. Das ist auch der Grund, warum
wir uns an dieser Bewegung beteiligen.

Wir glauben aber auch, dass die reine Ablehnung der Atomkraft nicht genug
ist. Eine Alternative ist nötig, und diese besteht im Ausbau der erneuerbaren
Energien und ihrer Erforschung. Die Problematik der Energieversorgung im
Allgemeinen darf aber nicht losgelöst vom Kapitalismus betrachtet werden.
Die bürgerliche Gesellschaft ist offensichtlich nicht dazu in der Lage, die
erforderliche „Energiewende“ zu bewerkstelligen. Dort wo sie es versucht,
leiden die Lohnabhängigen und Milliarden von Menschen. Wir erinnern uns
an die Folgen, die die Herstellung und Förderung von sog. Biosprit in Bezug
auf Lebensmittelpreise und Umweltzerstörung hatte und hat, oder an die
Unfähigkeit der Industrienationen, den Klimawandel aufzuhalten.

Besonders in der Energieerzeugung stellt  sich ganz akut die Frage,  wer
letztlich entscheidet, wie und auf wessen Kosten sie stattfinden soll. Sollen es
die  Kapitalist_innen  sein,  die  auf  Kosten  der  Arbeiterklasse  und  der
Menschheit Energie erzeugen, oder soll es die Arbeiterklasse sein? Unserer
Meinung  nach  kann  die  Antwort  nur  die  Enteignung  der  großen
Energiekonzerne und die Verstaatlichung unter Arbeiterkontrolle sein!

Unsere  Antwort  auf  die  kapitalistische  Energiegewinnung  ist  keine
individualisierte  Energiegewinnung,  wie  es  viele  „ökologische  Linke“
vorschlagen.  In  einer  globalen  Welt,  die  durch  eine  moderne  Industrie
gekennzeichnet ist, brauchen wir eine gesellschaftliche Organisationsform,
die durch Räte und zentrale Strukturen gekennzeichnet ist. Das gilt nicht nur
in der Energiegewinnung. Das bedeutet jedoch letztlich, dass die Frage
der zukünftigen Energiegewinnung enger mit der sozialistischen Revolution
verbunden ist, als dies viele „radikale Linke“ glauben mögen. Es ist daher für
uns nicht nur von großer Wichtigkeit innerhalb der Antiatombewegung für
eine  proletarische  revolutionäre  Perspektive  zu  kämpfen,  sondern  auch
innerhalb  der  Arbeiter-und  Jugendbewegung  selbst,  speziell  unter  ihren
bewusstesten Schichten.

Eine  sichere  und  saubere  Energiegewinnung  kann  der  Kapitalismus  nie
gewährleisten. Er zerstört willentlich die Natur und verunreinigt die knappen



Ressourcen unserer Erde, um seine eigenen Profite zu sichern. Der Kampf
gegen  den  Kapitalismus  wird  heutzutage  immer  mehr  zu  einer
Überlebensfrage der Zivilisation, so wie wir sie kennen. Dabei sollten wir uns
jedoch nicht in katastrophistischer Angstmache verfangen. Diese spielt nur
den Kapitalist_innen in die Hände und desorganisiert den Widerstand. Eine
andere Welt ist möglich und sie wird durch die organisierte, revolutionäre
Arbeiterklasse  und  die  unterdrückten  Schichten  wie  auch  der  Jugend
erkämpft  werden.

ONE SOLUTION – REVOLUTION


